
P r o t o k o l l 
Nr. 31   

 
der öffentlichen Sitzung der Stadtverordnetenversammlung  

vom Donnerstag, den 27.08.2020. 
 

Durch Einladung des Vorsitzenden der Stadtverordnetenversammlung vom 21.08.2020, 
bereitgestellt im Internet unter www.neu-anspach.de am 21.08.2020 - veröffentlicht im Usinger 
Anzeiger vom 22.08.2020, waren die Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung unter Angabe der 
Stunde und des Ortes der Versammlung sowie der Gegenstände der Beschlussfassung auf den 
27.08.2020 zur Sitzung in das Bürgerhaus im Ortsteil Anspach einberufen worden. 
Die Einladung ging mindestens 5 Tage vor der Sitzung zu. 
 
 
Sitzungsbeginn: 20:02 Uhr 
Sitzungsende: 23:07 Uhr 
 
Anwesend waren:  

I. Bellino, Holger, Vorsitzender der Stadtverordnetenversammlung 
 
 II. die Vertreter der Stadtverordnetenversammlung: 
 

1. Bolz, Ulrike   
2. Bosch, Corinna   
3. Gemander, Reinhard   
4. Linden, Cornelius   
5. Löffler, Guntram   
6. Muschter, Jan   
7. Strutz, Birger   
8. Weber, Matthias   
9. Bohne, Günter   
10. Henninger, Matthias   
11. Höser, Roland   
12. Jaberg, Peter   
13. Kahl, Peter   
14. Kirberg, Till   
15. Otto, Artur   
16. Roepke, Thomas   
17. Töpperwien, Bernd   
18. Gerstenberg, Petra   
19. Scheer, Cornelia   
20. Schirner, Regina   
21. Fleischer, Hans-Peter   
22. Meyer, Horst   
23. von der Schmitt, Christian   
24. Moses, Andreas   
25. Eyres, William   
26. Feisel, Susanne   
27. Dr. Göbel, Jürgen   
28. Kulp, Kevin   
29. Riecks, Jutta   
30. Zunke, Sandra   

 
 
 III. vom Magistrat 
 

 Pauli, Thomas (Bürgermeister)   
 Hollenbach, Werner   
 Dr. Kirberg, Karl-Wilhelm   
 Dr. Müller, Gerriet   
 Rosmus, Steffen   
 Strempel, Jürgen   
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 IV. von der Verwaltung 
 
 
 V. Schriftführer 
 

 Schnorr, Mathias  
 
 
B. Es fehlten 
 
 I. die Vertreter der Stadtverordnetenversammlung 
 

 Becker, Klaus   
 Holm, Christian   
 Emrich, Susanne   
 Lurz, Günther   

 
 II. vom Magistrat 
 

 Hauk, Gerhard   
 Pippinger, Petra   
 Klein, Manfred   
 Selzer, Heike   

 
 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung. Er stellt die Ordnungsmäßigkeit der Ladung sowie die 
Beschlussfähigkeit fest. Zur Tagesordnung fragt Stadtverordneter Kevin Kulp nach, ob denn der 
Tagesordnungspunkt 3.1 heute beraten werde. Seines Wissens habe der Bauausschuss diese 
Vorlage an den Magistrat zurückverwiesen. Bürgermeister Thomas Pauli bestätigt das und zieht 
sodann den Tagesordnungspunkt 3.1, Vorlage 182/2020, zurück.  
 
Geschäftsleitend teilt Stadtverordnetenvorsteher Holger Bellino mit, dass man sich im Vorfeld der 
Sitzung darüber verständigt habe, zu den bekannten Hygienemaßnahmen und das „Abstand halten“ 
auch den Mund-Nasen-Schutz beim Bewegen im Sitzungsraum zu tragen. Am Platz selbst könne 
der Mund-Nasen-Schutz hingegen abgelegt werden. Er sei froh und dankbar darüber, dass man bei 
der Beratung im Ältestenrat einen Kompromiss schließen konnte.  
 
Stadtverordneter Dr. Jürgen Göbel fragt nach, ob damit der Tagesordnungspunkt 4.3 obsolet sei.  
 
Für die FWG-UBN-Fraktion erläutert Fraktionsvorsitzender Hans-Peter Fleischer, dass er diesem 
Kompromiss zähneknirschend zugestimmt habe. Er habe das Gefühl, dass einige Politiker den 
Antrag nicht verstanden hätten. Der FWG-UBN ging es darum, alle Beteiligten, sämtliche Zuschauer, 
Politiker und Verwaltungsmitarbeiter besser zu schützen. Abschließend zieht er den Antrag, 
Tagesordnungspunkt 4.3, Vorlage 203/2020, zurück.  
 
Gegen die weitere Tagesordnung erheben sich keine Einwände. Sie wird wie folgt erledigt: 
 
 

1. Genehmigung der Niederschrift Nr. XII/30/2020 über die Sitzung der 
Stadtverordnetenversammlung am 02.07.2020 

 
 

Beschluss 

Die Niederschrift Nr. XII/30/2020 über die Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 02.07.2020 
wird zur Kenntnis genommen und genehmigt. 

Beratungsergebnis: 30 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 1 Stimmenthaltung(en) 

2. Punkte ohne Aussprache 
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3. Punkte mit Aussprache 
 
3.1 60-18-05 Bebauungsplan im Gartengebiet Im Weiher II, Stadtteil Westerfeld 

-Entwurfsbeschluss für die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und 
sonstige Träger öffentlicher Belange nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB 
Vorlage: 182/2020 

 
Die Vorlage wurde zu Beginn der Sitzung durch Bürgermeister Thomas Pauli zurückgezogen. Eine 
Beratung und Beschlussfassung findet nicht statt. 

Beschluss: 

Die Vorlage wurde zu Beginn der Sitzung durch Bürgermeister Thomas Pauli zurückgezogen. Eine 
Beratung und Beschlussfassung findet nicht statt. 

 

3.2 Prostituiertenschutzgesetz (ProstSchG) 
Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zur Übernahme der Aufgaben durch den Hochtaunuskreis 
Vorlage: 164/2020 

 

Beschluss: 

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, eine Verwaltungsvereinbarung über die Übernahme 
von Aufgaben nach dem Prostituiertenschutzgesetz (ProstSchG) mit dem Hochtaunuskreis, 
vertreten durch den Landrat als örtliche Ordnungsbehörde, abzuschließen. 

Beratungsergebnis: 31 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 

3.3 Kurzbericht über den Haushaltsvollzug nach dem 2. Quartal 2020 gemäß § 28 Abs. I GemHVO 
Vorlage: 170/2020 

 
Für den Haupt- und Finanzausschuss berichtet Ausschussvorsitzender Till Kirberg. Der Ausschuss 
habe der Vorlage zugestimmt. Er weist daraufhin, dass in der Beschlussvorlage die Angabe einer 
Zahl seitens der Verwaltung korrigiert wurde. Die Stadt erhalte eine einmalige Pauschalzahlung in 
Höhe von 532.366 Euro zum Corona bedingten Ausgleich der Gewerbesteuerausfälle vom Land 
Hessen. Diese Zahl sei in der Beschlussvorlage unterschiedlich dargestellt und ausgeführt, aber in 
der Niederschrift dann korrigiert. Dies wolle er hiermit bekanntgeben. 
 
Von der FWG-UBN-Fraktion erklärt Stadtverordneter Horst Meyer, dass dieser Kurzbericht sinnvoll 
sei. Die Erkenntnisse daraus sollten aber auch zu Taten führen. Der Bürgermeister sage immer 
wieder, man habe ein Ausgabeproblem. Die b-now-Fraktion sage, man stehe am Abgrund. Die SPD-
Fraktion hoffe, das Land Hessen werde es richten. Also mache man jetzt nichts, und das mit dem 
Wissen der Ablehnung des Haushaltssicherungskonzepts durch den Landrat. 
 
Für die CDU-Fraktion führt Stadtverordnete Ulrike Bolz aus, dass es ihre Fraktion massiv störe, 
wonach im Kurzbericht versucht werde, ein finanziell über die Maßen positives Bild zu stellen. Die 
Zahlen könne man nicht nachvollziehen und die Hintergründe könne man auch nicht sehen. Man 
traue diesen Zahlen nicht, weil der Haushalt ohnehin schon immer defizitär war und aktuell liege 
keine Haushaltsgenehmigung vor. Sie wiederhole ihre Aussage aus dem Haupt- und 
Finanzausschuss, Corona komme noch „On Top“ dazu. Sie halte es für außerordentlich schädlich, 
diese relativ positiven Bilder zu stellen. Man müsse endlich dazukommen, mit der Realität zu 
arbeiten. Taten seien aus diesen Berichten leider noch nie gefolgt. 
 
Fraktionsvorsitzender Bernd Töpperwien von der b-now Fraktion widerspricht den Ausführungen von 
der Kollegin Bolz. Man habe heute auf der Tagesordnung einen Antrag, der sich der finanziellen 
Situation der Stadt widme, konkret zum Thema Jugendhaus. Diesen werde man später ausführlich 
diskutieren. Weiter halte er es für eigenartig, wie man mit dem Thema „Sparen“ und dem 
umsichtigen Einsatz der Haushaltsmittel umgehe. Im Haupt- und Finanzausschuss habe man über 
die Rechnungen der Träger der Kindertagesstätten, Kirche und VzF, diskutiert, denn diese seien für 
seine Fraktion nicht nachvollziehbar, z.B. rufe das Jugendhaus 41.000 Euro Mehrkosten auf. Die 
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CDU-Fraktion habe es abgelehnt, nochmal mit den Verantwortlichen darüber zu sprechen. Er könne 
nicht verstehen warum, auf der einen Seite wolle man sparen, auf der anderen Seite verhindere die 
CDU-Fraktion genau das. 
 
Für die SPD-Fraktion spricht Stadtverordneter Kevin Kulp. Er könne nicht erkennen, dass diese 
Vorlage selbst die Haushaltssituation positiver darstelle, als sie sei. Keiner habe gesagt, dass 
niemand etwas tun wolle. Man habe lediglich gesagt, dass 1,2 Millionen Euro Minus an Corona-
Defizit in dieser Vorlage ausgewiesen wurden. Man müsse abwarten, welche Mittel von Bund und 
Land kommen, um dieses Defizit auszugleichen. Es bringe nichts, in dieser Wartezeit die 
Bürgerinnen und Bürger mit möglichen Sparmaßnahmen zu überziehen, solange man nicht wisse, 
ob am Ende ein ausreichender Ausgleich komme. Zur finanziellen Situation der Stadt jenseits von 
Corona habe man später auf der Tagesordnung einen Antrag, dabei zeige sich dann ob man etwas 
sparen könne, ohne jemand nachhaltig zu schaden. Er erinnert in diesem Zusammenhang an die 
Bushaltestelle, welche 1 ½ Jahre durch die städtischen Gremien geschoben wurde und jede Menge 
Kosten bei einem Planungsbüro verursacht haben. Gleichzeitig höre man immer wieder von der 
schlechten Haushaltssituation. Wenn man eine schlechte Haushaltssituation habe, könne man sich 
das, was man bei der Bushaltestelle in der Breitestraße gemacht habe, schlichtweg nicht leisten. 
 
Stadtverordnete Cornelia Scheer von der Fraktion Bündnis´90/Die Grünen gibt an, ihre Fraktion 
habe den Bericht zur Kenntnis genommen. Sie bittet darum, nochmal genau zu prüfen, ob es richtig 
sei, wenn der Bürgermeister in der Vorlage schreibe, die zusätzlich eingeplanten 
Landeszuweisungen für die Kindertagesstätten wurden voraussichtlich über die 
Schlüsselzuweisungen abgegolten. Das halte ihre Fraktion für falsch und sie bittet um Kontrolle. Es 
sei richtig, dass die Haushaltsplanungen der Evangelischen Kindertagesstätten zu spät gekommen 
seien, jedoch haben die Briefe Ende April/Anfang Mai in der Verwaltung vorgelegen. Man habe im 
Mai eine Sitzungsrunde gehabt und man habe Ende Juni eine Sitzungsrunde, speziell zum Thema 
Haushaltssicherungskonzept gehabt. Diese Zahlen seien den Stadtverordneten zu diesem Zeitpunkt 
nicht bekannt gewesen. Sie spricht hierbei von einer Irreführung und einer Fehlinformation des 
Parlaments. Dies möge man bitte bedenken. 
 
Bürgermeister Thomas Pauli verweist auf die Niederschriften der betreffenden Sitzungen. Da habe 
man bereits genau über diese Sache gesprochen, er habe es auch entsprechend beantwortet. 
 
Stadtverordnete Ulrike Bolz führt aus, dass man der Zahlung an den VzF nicht zugestimmt habe, 
weil man schon in den Haushaltsberatungen gegen die 20%-ige Kürzung gestimmt habe. Und mit 
dem VzF habe man einen Vertrag, daher seien die Zahlungen zu leisten. Den Zahlungen an die 
Evangelische Kirche habe man zugestimmt, weil deren Haushaltspläne zum damaligen Zeitpunkt 
nicht vorgelegen haben. Sie könne das Ansinnen des Kollegen Töpperwien nicht verstehen. 
 
Für die NB-Fraktion widerspricht Fraktionsvorsitzender Andreas Moses den Aussagen des Kollegen 
Kulp nachhaltig. Bei der Bushaltestelle könne man aus seiner Sicht nicht eine völlig unmögliche 
Planung eines Planungsbüros umsetzen und den Bürgerinnen und Bürger Verkehrshindernisse 
zumuten. Dafür genüge auch nicht der Hinweis, man schone damit den Haushalt. Wenn 
Mandatsträgern Zahlen unklar sind, halte er es für legitim, die Vorlage in den Ausschuss 
zurückzuverweisen und eine Erläuterung herbeizuführen. Er halte die Aussage der Kollegin Bolz für 
zu pauschal, die Zahlen seien zu optimistisch. Dies sei eine politische Aussage und passe sachlich 
nicht zum Haushalt. 
 
FWG-UBN-Fraktionsvorsitzender Hans-Peter Fleischer kann den Aussagen der Kollegin Scheer 
zustimmen. Auch halte er es für richtig, bei der Bushaltestelle nachgebessert zu haben, denn nur um 
Geld zu sparen, könne man nicht irgendwelche Dinge dahin pfuschen. Wenn es um die 
Nachzahlungen im Bereich Kindertagesstätten gehe, müsse man alle Beteiligten nennen. Es sei 
unfair, nur den VzF anzuführen. Wenn man Verträge habe und zu Beginn des Jahres bei den 
Haushaltsberatungen 20% der Kosten runterrechne, dann brauche man sich nicht wundern, wenn 
zum Ende Nachforderungen kommen. Man wisse, die Stadt sei zahlungsunfähig, man wisse, dass 
der Haushalt nicht genehmigt sei und man wisse, dass die Aufsichtsbehörde den Haushalt nicht 
freigebe, da sie bei vier Punkten massiven Erklärungsbedarf habe. Jetzt zu warten, ob das Land 
Hessen wegen Corona eine Geldspritze gebe, halte er für gefährlich. Wenn man schon wisse, man 
habe eine schlechte finanzielle Lage und sei zahlungsunfähig, könne man doch im Vorfeld erörtern 
und versuchen, Bereiche zu identifizieren, wo man Einsparungen vornehmen könne. Dies sei besser 
als in einer Woche den ganzen Haushalt durchzuarbeiten. 
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Bürgermeister Thomas Pauli fragt den Fraktionsvorsitzenden der FWG-UBN-Fraktion, Hans-Peter 
Fleischer, direkt, wie er zu der Erkenntnis komme, die Stadt sei zahlungsunfähig. Bürgermeister 
Thomas Pauli gibt an, als er das Büro verlassen habe, sei das nicht der Fall gewesen. 
 
Stadtverordneter Bernd Töpperwien ist auch der Meinung, das Thema Bushaltestelle sei wichtig für 
die Bürgerinnen und Bürger. Er stimmt den Aussagen der Kollegen Moses und Fleischer zu. Beim 
Thema Nachzahlungen habe er auch die Kirche erwähnt, eventuell habe das der Kollege Fleischer 
nicht wahrgenommen. Die 20%ige Kürzung war laut Erklärung des Bürgermeisters mit dem VzF 
abgesprochen. In den zurückliegenden Jahren habe der VzF eine Summe in dieser Größenordnung 
zurückgezahlt. Umso weniger verständlich sei, dass ein Jugendhaus, welches nicht am KiFöG 
hänge, die Dreistigkeit besitze, 41.000 Euro mehr zu verlangen. Hätte das Jugendhaus diese 
Summe weniger verlangt, hätte man den Sparwillen erkannt, dies sei aber nicht passiert. Sich die 
Freiheit zu nehmen und zu hinterfragen, gerade in der jetzigen Haushaltssituation, sei nicht mehr als 
recht und billig. 
 
SPD-Fraktionsvorsitzender Dr. Jürgen Göbel möchte wieder zum Tagesordnungspunkt 
zurückkehren und führt aus, die Vorlage mache deutlich, dass man im Moment wenig über die 
endgültige Situation nach Corona, im 3. oder auch im 4. Quartal diesen Jahres, sagen könne. 
 
Stadtverordnete Cornelia Scheer möchte die Aussage des Kollegen Töpperwien richtig stellen. Die 
Dreistigkeit des VzF bestehe darin, nur 9.000 Euro nachzufordern. Dies könne man in der Tabelle 
der entsprechenden Vorlage nachlesen. Der Betrag von 41.000 Euro entstehe dadurch, dass die 
Stadt im Vorfeld die Summe gekürzt habe und entsprechend weniger ausgezahlt habe, deshalb sei 
diese Summe jetzt noch offen. 
 
Stadtverordneter Andreas Moses betont, es sei gesagt worden, dass die Kürzungen von 20% mit 
dem Geschäftsführer des VzF abgestimmt gewesen seien. Jetzt habe man die Erkenntnis, es habe 
nicht geklappt mit den Einsparungen, im Bereich der Kindertagesstätten könne man dies 
nachvollziehen, jedoch im Bereich Jugendhaus gebe es viele Fragezeichen. Er halte es immer noch 
für legitim, diese Zahlen von den Zuständigen erörtert zu bekommen. 
 
CDU-Fraktionsvorsitzender Birger Strutz führt aus, dass man Zahlen, denen man nicht trauen könne, 
solange hinterfragen werde, bis man den Zahlen trauen könne bzw. sie verstanden habe. 

Beschluss: 

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, den Kurzbericht über den Haushaltsvollzug nach dem 
2.Quartal 2020 gemäß § 28 Abs. 1 GemHVO zur Kenntnis zu nehmen. 
 

Beratungsergebnis:31 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 

 

3.4 Rahmenbedingungen zur Öffnung des Waldschwimmbades - Ergänzung von 
Servicegebühren zum Ticketverkauf 
Vorlage: 183/2020 

 
Für den Sozialausschuss berichtet Ausschussvorsitzende Sandra Zunke. Man habe die Vorlage 
beraten und der zuständige Leistungsbereichsleiter, Dr. Nico Sturm, habe Fragen beantwortet bzw. 
erläutert. Der Sozialausschuss habe der Vorlage mehrheitlich zugestimmt. 
 
Für den Haupt- und Finanzausschuss berichtet Ausschussvorsitzender Till Kirberg. Die Vorlage 
wurde mehrheitlich angenommen. 
 
FWG-UBN-Fraktionsvorsitzender Hans-Peter Fleischer gibt an, er habe die Ausschusssitzungen 
leider nicht verfolgen können, aber er möchte anmerken, dass manche Städte und Gemeinden das 
ganze Thema anders handhaben. So wie in diesem Jahr Tickets verkauft wurden war es seiner 
Ansicht nach ein Flop. Bürger hätten ihm gegenüber das System, Karten zu ziehen bzw. Karten zu 
kaufen, als viel zu kompliziert dargestellt. Weiter habe er von Beschwerden gehört, wonach 
Besucher mit gültiger Dauerkarte vor verschlossenen Türen gestanden haben. 
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Bürgermeister Thomas Pauli antwortet direkt, wonach es in der Abstimmung der Kommunen im 
Hochtaunuskreis klar war, dass man ausschließlich einen Online-Karten-Verkauf anbieten werde. 
Entsprechend kleine Schwimmbäder mussten zusätzlich mit einem Zeitfenster für Besuche arbeiten, 
darauf konnte Neu-Anspach, entsprechend seiner vorhandenen Fläche, verzichten. Eine Kommune 
in direkter Nachbarschaft zu Neu-Anspach sei von dieser Abstimmung abgewichen. Insgesamt 
gesehen war es das Ziel, Schlangen beim Einlass zu verhindern, was man auch geschafft habe. 
Weiter seien durchschnittlich mehr Karten verkauft worden, trotz des verspäteten Saisonstarts. 
 
Für die b-now-Fraktion führt Fraktionsvorsitzender Bernd Töpperwien aus, man habe ausführlich im 
Arbeitskreis Schwimmbad zum Thema Einlassmöglichkeiten diskutiert. Es fanden alle gut, was vom 
Magistrat seinerzeit vorgeschlagen wurde. Es sei ärgerlich, dass diese zusätzlichen Gebühren in der 
ersten Vorlage nicht angeführt wurden. Jedoch habe die Stadtverordnetenversammlung dieser 
Vorlage zugestimmt, keiner habe bemerkt, dass diese Gebühren fehlen. Positiv sei anzumerken, 
dass der zuständige Leistungsbereichsleiter, Dr. Nico Sturm, diesen Fehler jetzt bemerkt habe und 
von sich aus korrigiert habe. Das sei lobenswert. 
 
NB-Fraktionsvorsitzender Andreas Moses erklärt, er könne den Aussagen des Kollegen Fleischer 
zustimmen. Die Verkaufsart war viel zu kompliziert und zu undurchschaubar. Es habe viele Leute 
abgeschreckt. Die Karten vor Ort am Waldschwimmbad nicht in bar zu verkaufen, sei ein 
schwerwiegender Fehler gewesen, der sich unter keinen Umständen wiederholen dürfe. 

Beschluss: 

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, ergänzend zur Vorlage Nr. XII/132/2020, die 
Vorverkaufsgebühren von Eventim, wie folgt aufzunehmen: 
 
Diese betragen für: 
1 Dauerkarte Erwachsene  Eventim Gebühr  2,74 €  
1 Dauerkarte Jugendliche  Eventim Gebühr 1,69 €  
 
1 Tageskarte Erwachsene  Eventim Gebühr 0,65 €  
1 Tageskarte Jugendliche  Eventim Gebühr 0,60 €  
 
1 Tageskarte Schwerbehinderte Eventim Gebühr 0,60 €  
 

Beratungsergebnis:19 Ja-Stimme(n), 1 Gegenstimme(n), 11 Stimmenthaltung(en) 

 

3.5 Richtlinien für Arbeitsgruppen und Arbeitskreise der Stadt Neu-Anspach 
-Erneute Beratung 
Vorlage: 176/2020 

 
Für den Haupt- und Finanzausschuss berichtet Ausschussvorsitzender Till Kirberg. Man habe an 
den Richtlinien folgende Ergänzungen vorgenommen: Unter Punkt 2 wurde die Passage „unter 16 
Jahren“ ergänzt. Weiter wurde unter Punkt 6 sowie unter Punkt 11 das Wort „Kalenderjahr“ ersetzt 
durch die Passage „im Laufe eines Jahres“. Diese Ergänzungen sowie die Vorlage wurden 
einstimmig angenommen. 
 
Für die Fraktion Bündnis´90/Die Grünen erklärt Fraktionsvorsitzende Regina Schirner, dass der 
Hinweis mit dem Kalenderjahr bzw. die Umschreibung „im Laufe eines Jahres“ von ihrer Fraktion 
gekommen sei. Die Intention dazu komme deshalb, weil z.B. bei Gründung einer 
Arbeitsgruppe/eines Arbeitskreises erst sehr spät im Jahr, es oftmals nicht möglich sei, noch zwei 
Sitzungen durchzuführen. Mit der Formulierung „im Laufe eine Jahres“ sei man besser unterwegs, 
sie hoffe es werde mit dieser Änderung klar und deutlich. Weiter sei ihrer Fraktion noch etwas 
aufgefallen, alleine durch Corona sei es in diesem Jahr eine besondere Situation. Man solle mit den 
Richtlinien erst zum 01.01.2021 starten. Sie erhebt dies zum Antrag. 
 
Fraktionsvorsitzender Hans-Peter Fleischer von der FWG-UBN-Fraktion stellt die Frage auf, ob es 
denn Sinne mache, solche Richtlinien einzuführen. Man habe in Neu-Anspach das Glück, dass sich 
viele Menschen in den selbstgebildeten Arbeitsgruppen im Rahmen des Masterplans engagiert 
haben, u.a. wurden dazu Gruppensprecher gewählt. Mit so einer Form der Richtlinien, welche die 
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Arbeitsgruppen massiv gängelt, würde man die Bürgerinnen und Bürger nur verschrecken. Er 
möchte sich bei allen Bürgerinnen und Bürger bedanken, welche wirklich einen guten Job geleistet 
haben. Diese engagierten Leute solle man nicht gängeln, man laufe Gefahr, dass sie abspringen. 
Persönlich halte er es für besser, es beim bisherigen Verfahren zu belassen. Wenn man schon 
Richtlinien erlassen wolle, dann genügen dafür auch zwei Sätze. Hinzu komme, dass man die 
Richtlinien auch kontrollieren müsse, was wiederum unnötige Ressourcen in der Verwaltung binde. 
 
Stadtverordneter Jan Muschter von der CDU-Fraktion spricht davon, warum man diese Richtlinien 
wollte. Man habe sich gefragt, wie man die Bürgergruppen zukünftig an der Arbeit beteiligen könne. 
Herausgekommen sei jetzt nur ein Pflichtenheft. Man habe die zwei Dinge, Arbeitskreise und 
Arbeitsgruppen, vermischt. Die Arbeitskreise werden nur von der Stadtverordnetenversammlung 
einberufen, Arbeitsgruppen hingegen können sich selbst gründen. Er frage sich, warum man so viel 
vorschreiben müsse. Damit sei man bei den Arbeitsgruppen massiv über das Ziel hinaus 
geschossen. 
 
Bürgermeister Thomas Pauli ist der Meinung, dass man den Startpunkt 01.01.2021 nicht brauche. 
Wenn die Richtlinien zum 01.09.2020 in Kraft treten, beginne ein Jahr zu laufen. Weiter führt er aus, 
dass die Arbeitsgruppen zum Thema Masterplan nicht aus sich selbst heraus entstanden sind, 
sondern von der Stadt im Rahmen des Stadtentwicklungskonzepts gesucht und letztlich auch 
gebildet wurden. Ebenso gab es den Nebenbeschluss zum Stadtentwicklungskonzept, wonach ein 
Regelwerk für Arbeitsgruppen und Arbeitskreise zu erstellen sei. 
 
NB-Fraktionsvorsitzender Andreas Moses halte es für richtig, eine gewisse Form vorzugeben, wen 
man als Arbeitsgruppe ansehe. Es könne vorkommen, dass eine Gruppe länger nicht 
zusammentrete, keine Dinge erarbeite, der Sprecher jedoch Rederecht in einem Ausschuss habe 
und dann nur seine eigene Meinung vertrete. Das wolle man nicht. Man könne das Regelwerk ja 
überprüfen, ob es praktikabel in der Umsetzung sei und für die Arbeitsgruppen auch nicht zu 
kompliziert werde. Es gehe um eine äußere Form, aus seiner Ansicht sei dies keine Einschränkung. 
 
Stadtverordneter Kevin Kulp von der SPD-Fraktion zeigt sich erschüttert von den Aussagen der 
Kollegen Fleischer und Muschter. Man habe in der letzten Sitzungsrunde zweimal zu diesem Thema 
beraten und auch in der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses konstruktiv zusammen beraten 
und Ergänzungen vorgenommen. Jetzt, bei der vierten Zusammenkunft in dieser Sache die 
Sinnfrage zu stellen, könne er nicht verstehen. Dies hätte man auch zu Beginn der Beratungen 
sagen können. Er empfindet es als keine Gängelung der Bürgerinnen und Bürger. Die Mitglieder der 
Stadtverordnetenversammlung seien gewählt und haben somit ein demokratisches Mandat. Ein 
Arbeitskreis habe kein demokratisches Mandat, er erhält es nur dadurch, weil die 
Stadtverordnetenversammlung mit ihren gewählten Mitgliedern einen Arbeitskreis einsetzt. Es gilt für 
die Parlamentarier darauf zu achten, dass der Inhalt bzw. die Ergebnisse von Arbeitskreisen eine 
ausreichende Legitimation besitze. Dazu gehöre die Information ob regelmäßig getagt werde, 
worüber getagt werde und wer daran teilnehme. Dies einzuhalten sei möglich bzw. ein 
demokratisches Grundprinzip. 
 
Fraktionsvorsitzender Birger Strutz von der CDU-Fraktion gibt zu, seine Fraktion sei der 
Beschlussvorlage mit den Ergänzungen in der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses gefolgt 
und habe zugestimmt. In der nachfolgenden Fraktionssitzung habe man die Dinge noch einmal 
besprochen und reflektiert. Dabei sei man auf Punkte gestoßen, die man genauer hinterfragt habe. 
Er begründet dies damit, dass die Bürgerinnen und Bürger freiwillig eine Tätigkeit für die Stadt Neu-
Anspach ausführen möchten. Deshalb sage seine Fraktion ganz klar, mit dieser Vorlage werden die 
Dinge überreguliert. Weiter frage man sich, wo die Transparenz bleibe, warum genau wo 
eingegriffen werde. Diese Richtlinien wirken abschreckend und die Folge davon sei, dass die 
Bürgerinnen und Bürger kein Interesse mehr an einer Mitarbeit haben und dafür keine private Zeit 
einsetzen wollen. Das sind die Bedenken seiner Fraktion bei dieser Vorlage und deshalb werde 
seine Fraktion der Vorlage nicht zustimmen. 
 
Stadtverordnete Regina Schirner sieht es auch nicht als Gängelung der Bürgerinnen und Bürger. 
Man sei dankbar für jeden, der mitmache. Sie wisse genau, dass auch aus bestehenden 
Arbeitsgruppen der Hinweis für die Einführung von Richtlinien gekommen sei. Entgegen der 
Aussage von Bürgermeister Thomas Pauli sehe sie doch den Beginn zum 01.01.2021 als sinnvoll 
an, denn es gebe Arbeitsgruppen und Arbeitskreise, welche schon länger bestehen.  
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Bürgermeister Thomas Pauli antwortet direkt, dass die neuen Regelungen doch zu Beginn des 
Jahres noch nicht bestanden haben. Somit beginne jetzt zum 01.09.2020 das eine Jahr, worin die 
beiden Sitzungen durchzuführen sind. 
 
Stadtverordneter Andreas Moses möchte eine Brücke für die Skeptiker bauen. Man könne eine 
Passage in die Richtlinien mit reinnehmen, wonach die Erfahrungen mit den Richtlinien zu Beginn 
des Jahres 2022 zu evaluieren seien. Dazu könne eine Beratung stattfinden, wie sich das Ganze 
bewährt habe. Er erhebt dies zum Antrag. 
 
Stadtverordnete Ulrike Bolz von der CDU-Fraktion bezieht sich auf das ursprüngliche Ansinnen. Es 
sollte eine Regelung, nicht Richtlinien, geschaffen werden, weil sich die Arbeitsgruppen gefragt 
haben, wie es weitergehe. Wie könne weiterhin die Arbeit bzw. die Ergebnisse der Arbeitsgruppen 
eingebracht werden war die Frage, die sich die Arbeitsgruppen gestellt haben. Es hätte gereicht, 
wenn man gesagt hätte, die Arbeitsgruppen werden zu ihren betreffenden Themen eingeladen und 
mit den entsprechenden Informationen versorgt. Sie sehe die Richtlinien als Gängelung und sie 
frage sich, welche Bürgerinnen und Bürger dann noch Lust haben, sich zu engagieren. 
 
Stadtverordnetenvorsteher Holger Bellino verweist auf die Beratung zu den Richtlinien in der 
Stadtverordnetenversammlung am 02.07.2020. Darin habe er den Antrag gestellt, bezgl. Punkt 10 
der Richtlinien, dass jede Arbeitsgruppe und jeder Arbeitskreis sich über seine Sprecher zu seinen 
Themenfeldern Informationen beim Magistrat der Stadt Neu-Anspach einholen könne. Dies sei 
effektiver für die Verwaltung, bevor sich alle Mitglieder einer Arbeitsgruppe die Informationen einzeln 
besorgen. 
 
Bürgermeister Thomas Pauli möchte etwas Licht ins Dunkel bringen. Es gebe einerseits 
Arbeitskreise, welche ausschließlich durch die Stadtverordnetenversammlung eingesetzt werden, so 
z.B. der Arbeitskreis Schwimmbad oder auch der Arbeitskreis Kita. Andererseits gehe es um die 
Frage, wie sich die Bürgerinnen und Bürger in der Stadtverordnetenversammlung Gehör verschaffen 
können. Diese Sache werde nicht reglementiert. Jede Bürgerin und jeder Bürger könne sich nach 
wie vor bei den Mitgliedern des Magistrats oder bei jedem Stadtverordneten melden und sein 
Anliegen vorbringen. Weiter gebe es auch das Petitionstool auf der Homepage, worüber Dinge 
gestartet werden könne. Abschließend weist er daraufhin, dass der Magistrat einen Beschluss 
ausgeführt habe, Richtlinien zu entwickeln, welche die Stadtverordnetenversammlung verlangt hat. 
 
Fraktionsvorsitzender Dr. Jürgen Göbel führt aus, er habe den Eindruck, es werde eine Diskussion 
geführt, die schon mehrfach geführt wurde und auch in der Sache nicht weiterbringe. Er stellt den 
Antrag zur Geschäftsordnung auf Ende der Rednerliste mit anschließender Abstimmung. 
 
Stadtverordnetenvorsteher Holger Bellino stellt fest, dass es zum Geschäftsordnungsantrag keine 
Gegenrede gibt, die Rednerliste erschöpft ist und ruft zur Abstimmung auf. Basis für die Abstimmung 
seien die Richtlinien inkl. der Ergänzungen aus dem Haupt- und Finanzausschuss. Er lässt zunächst 
einzeln über die Ergänzungsanträge abstimmen und abschließend über das Gesamtwerk. 

Beschluss: 

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, dass die Richtlinien für Arbeitsgruppen und 
Arbeitskreise der Stadt Neu-Anspach zum 01.01.2021 in Kraft treten. 
 

Beratungsergebnis:18 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 13 Stimmenthaltung(en) 

 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt unter Punkt 10 der Richtlinien für Arbeitsgruppen und 
Arbeitskreise der Stadt Neu-Anspach, dass jede Arbeitsgruppe und jeder Arbeitskreis sich über 
seine Sprecher zu seinen Themenfeldern Informationen beim Magistrat der Stadt Neu-Anspach 
einholen kann. 
 

Beratungsergebnis:18 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 13 Stimmenthaltung(en) 
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Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, dass im Sinne einer Evaluierung ab dem 01.01.2022 
erneute Beratungen stattfinden sollen, um zu klären, ob und wie sich diese Richtlinien bewährt 
haben. 
 

Beratungsergebnis:18 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 13 Stimmenthaltung(en) 

 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, folgende Richtlinien für alle bestehenden und 
zukünftigen Arbeitsgruppen und Arbeitskreise der Stadt Neu-Anspach zu erlassen: 
 
 

Richtlinien 
 

für Arbeitsgruppen und Arbeitskreise der Stadt Neu-Anspach 
 
 
1. Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Neu-Anspach kann zu wichtigen Themen und 
zur Lösung von Problemstellungen Arbeitsgruppen und Arbeitskreise einberufen. 
 
2. Alle Einwohner der Stadt Neu-Anspach sind berechtigt in Arbeitsgruppen und Arbeitskreisen 
mitzuwirken. Bei Minderjährigen unter 16 Jahren ist die Zustimmung der Eltern erforderlich. In 
Ausnahmefällen können externe Sachverständige zugelassen werden. Darüber entscheidet die 
Stadtverordnetenversammlung. 
 
3. Die Anzahl der Mitglieder kann jede Arbeitsgruppe und jeder Arbeitskreis individuell 
bestimmen. Die Mindestanzahl von fünf Mitgliedern darf dabei nicht unterschritten werden. 
 
4. Jede Arbeitsgruppe und jeder Arbeitskreis hat eine Mitgliederliste zu führen. Diese ist dem 
Magistrat in der jeweils aktuellen Fassung zur Verfügung zu stellen. 
 
5. Jede Arbeitsgruppe und jeder Arbeitskreis wählt jährlich in seiner ersten Sitzung zwei 
Sprecher und einen Schriftführer. Eine Wiederwahl ist möglich. Diese sind dem Magistrat 
mitzuteilen. 
 
6. Jede Arbeitsgruppe und jeder Arbeitskreis muss mindestens zwei Sitzungen im Laufe eines 
Jahres durchführen. 
 
7. Die Sitzungen jeder Arbeitsgruppe und jedes Arbeitskreises sind zu protokollieren. Die 
Protokolle sind dem Magistrat zur Verfügung zu stellen. 
 
8. Vertreter der Stadt Neu-Anspach sind jederzeit berechtigt an den Sitzungen jeder 
Arbeitsgruppe und jedes Arbeitskreises teilzunehmen. Die Einladungen sind jeweils dem 
Bürgermeister und dem Stadtverordnetenvorsteher zuzuleiten. 
 
9. Die Sprecher jeder Arbeitsgruppe und jedes Arbeitskreises können zu den Ausschüssen der 
Stadtverordnetenversammlung zu einzelnen Tagesordnungspunkten eingeladen werden und 
erhalten zu den Themen der Arbeitsgruppe oder des Arbeitskreises Rederecht. Hierauf ist unter 
Nennung des Tagesordnungspunktes in der Einladung hinzuweisen. 
 
10. Jede Arbeitsgruppe und jeder Arbeitskreis kann sich über seine Sprecher zu seinen 
Themenfeldern Informationen beim Magistrat der Stadt Neu-Anspach einholen. 
 
11. Jede Arbeitsgruppe und jeder Arbeitskreis gilt mit Erreichen der ausgegebenen 
Aufgabenstellung, bei Unterschreitung der Mindestanzahl an Mitgliedern oder wenn nicht 
mindestens zwei Sitzungen im Laufe eines Jahres stattfinden als aufgelöst. Die Auflösung der 
Arbeitsgruppe und des Arbeitskreises ist der Stadtverordnetenversammlung mitzuteilen. 
 
12. Die Richtlinien gelten entsprechend für bereits einberufene Arbeitsgruppen und Arbeitskreise. 
 
13. Mögliche Interessenkonflikte sind im Protokoll aufzuzeigen. 
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Die Richtlinien treten zum 01.01.2021 in Kraft. 
 
Im Sinne einer Evaluierung sollen ab dem 01.01.2022 erneute Beratungen stattfinden, ob und wie 
sich diese Richtlinien bewährt haben. 
 

Beratungsergebnis:18 Ja-Stimme(n), 12 Gegenstimme(n), 1 Stimmenthaltung(en) 

 

4. Anträge 
 
4.1 Gemeinsamer Antrag der Fraktionen CDU, b-now, SPD, Bündnis´90/Die Grünen, FWG-UBN 

und NBF/NBL zur Benennung des Platzes vor dem Bürgerhaus in Dr.-Walter-Lübcke-Platz 
Vorlage: 202/2020 

 
Stadtverordnetenvorsteher Holger Bellino ergreift das Wort: 
 
Meine sehr geehrte Damen und Herren, 
 
es ist ein trauriger Anlass, der uns zu diesem Tagesordnungspunkt führt, zur äußerlichen Würdigung 
dieses Punkts würde ich das Rednerpult benutzen, Corona-bedingt ist das jedoch nicht möglich. 
 
Vor mehr als einem Jahr, am 02. Juni vergangenen Jahres, wurde der frühere Landtagsabgeordnete 
und Regierungspräsident Dr. Walter Lübcke ermordet. Und das zu einem Zeitpunkt, an dem er 
normalerweise schon im Ruhestand gewesen wäre. Er wurde im Vorfeld vom Ministerpräsidenten 
gebeten, über sein Rentenalter hinaus noch für unser Land tätig zu sein und er tat das, das 
entspricht auch seinem Wesen, dass er darüber gar nicht nachdachte, obwohl er sich sehr auf den 
Ruhestand im Kreise seiner Familie gefreut hatte. Aber er hat das auf sich genommen, 
pflichtbewusst. 
 
Er wurde hinterlistig ermordet. Ein Mord, hinterlistig ausgeführt und eiskalt vorbereitet. Warum? Weil 
dieser Regierungspräsident, weil der Mensch Walter Lübcke sich auf dem Höhepunkt der 
Flüchtlingskrise zur Aufnahme von Flüchtlingen klar geäußert hat. Er hat sich klar zu unserer 
freiheitlich-demokratischen Grundordnung bekannt, zu unserem christlich-humanistischen Leitbild, 
Wertebild, zur Notwendigkeit, Flüchtlinge, in Not geratene Menschen, aufzunehmen und denen zu 
helfen. Er zeigte dadurch und nicht nur dadurch, wer ihn kannte weiß, dass das sein Wesen war, 
humanitäre Größe in schwierigen Zeiten, wie wir es auch im Antrag formuliert haben. Und er hatte 
Recht, wenn er sagte, wem diese freitheitlich-demokratische Grundordnung nicht passt, der kann 
gehen.  
 
Wir können stolz darauf sein, in diesem Land zu leben. Nach dem 2. Weltkrieg war Deutschland 
wirtschaftlich, politisch und moralisch am Boden. Und ich sage: zu Recht. Heute sind wir 
wirtschaftlich, politisch und moralisch weltweit hoch angesehen. Da sage ich auch: zu Recht. Das 
hat mit unserer sozialen Marktwirtschaft zu tun, das hat mit unserer demokratischen Verfasstheit zu 
tun, es hat damit zu tun, dass man bei uns demonstrieren kann, auch gegen den Staat 
demonstrieren kann. Und darauf sollte man eigentlich stolz sein und dazu gehört eben auch, dass 
man Menschen, die in Not sind, hilft.  
 
Und Europa, das muss man auch sagen, wenn man über die Flüchtlingskrise nachdenkt, hatte 
lange, zulange bezüglich Lampedusa weggeschaut. Das war für uns weit weg. Da hatte Italien ein 
Problem, wir haben das alle gesehen in den Nachrichten, aber dann irgendwann kamen die 
Flüchtlinge eben auch über andere Länder nach Deutschland und auch in andere europäischen 
Staaten. Das sage ich auch: ich hätte mir von anderen europäischen Staaten zum Höhepunkt dieser 
Flüchtlingskrise auch mehr Solidarität mit den aufnehmenden Ländern gewünscht. Deutschland, wir 
waren gefordert, aber wir sind dieser Forderung nachgekommen.  
 
Und wenn wir heute diesen Platz erstmals benennen wollen, in Walter-Lübcke-Platz, wir orientieren 
uns der Namensgebung auch an anderen Straßenschildern, die Politiker oder auch andere 
Menschen würdigen, dann ist dies ein Symbol. Es ist „nur“ ein Symbol, aber es ist ein sehr wichtiges 
Symbol. Ein Symbol als Zeichen gegen jeden rechtsextremistischen Mord, gegen jede 
rechtsextremistische Tat. Denn wir wissen, es gibt verschiedene Formen von Extremismus. Aber wir 
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wissen auch, dass der Rechtsextremismus in den letzten Jahren massiv an Gewalt gewonnen hat. 
Und das er in einer zuvor nicht für möglich gehaltenen Brutalität und Organisation zugeschlagen hat. 
Das war vor einigen Jahren, vor der NSU, anders. Das ist jetzt angestiegen in einem Ausmaß, wie 
es sich keiner gedacht hat. Ich nenne stellvertretend die rechtsextremen Taten und Morde in der 
NSU-Mordserie, ich nenne stellvertretend den Angriff auf die Synagoge in Halle, ich nenne 
stellvertretend Hanau, ich nenne stellvertretend Franco A. in Berlin und NSU 2.0 und viele andere 
Taten. Alle rechtsextrem, verblendet. Deshalb hat auch meines Erachtens zu Recht der Hessische 
Landtag mit einem einstimmigen Beschluss bezüglich „NSU 2.0“ oder aber „Mord an Walter Lübcke“ 
einen Untersuchungsausschuss eingerichtet. 
 
Unser Dank, und das sage ich sehr deutlich auch in Anwesenheit der Presse, geht an Jonas 
Winkler, Clara Kasielke, Lena Kattenberg und Jannis Gasser. Das sind junge Menschen, die die 
Idee hatten, dass man diesen Platz oder eine Straße so benennen könnte. Wir haben uns dann auf 
einen Platz geeinigt. Die haben die Idee gehabt und den Mut gehabt, die Kommunalpolitiker 
anzuschreiben und dafür sind wir euch sehr sehr dankbar. Und, ihr habt hoffentlich gesehen – ich 
wende mich sonst nicht direkt an das Publikum, aber ich möchte es bei dieser Gelegenheit tun, weil 
ich weiß, dass das ganze Haus dies so sieht – ihr habt aber auch gesehen, dass die Politik, der man 
oft unterstellt, nicht zuzuhören oder so ein Closed-Job zu sein, dass die Politik sehr wohl offen ist für 
Anregungen. Deshalb möge das auch über diesen Saal hinaus hoffentlich eine Wirkung zeigen. 
Mein Dank geht auch an alle Fraktionen mit den Fraktionsvorsitzenden, das wir in einem sehr kurzen 
Abstimmungsprozess dies erreicht haben, einen Antrag zu formulieren, dem alle folgen können. 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, in unserem Land ist Platz für vieles, aber kein Platz für 
Gewalt gegen Andersdenkende, Andersabstammende, Andersgläubige und dass muss auch so 
bleiben, unabhängig von welcher Seite, von welcher ideologischen oder vermeintlich religiösen Idee 
der Eine oder Andere geleitet wird. Denn Hass, Hetze, Extremismus und Gewalt haben keinen Platz 
in unserer Gesellschaft. Dafür hat auch Walter Lübcke gekämpft, für Freiheit, für Gerechtigkeit und 
für Demokratie. 
 
Ich habe im Namen der Fraktionen diesen Antrag eingebracht, es war vereinbart, dass es keine 
Wortmeldungen gibt und das bleibt auch dabei, so dass ich jetzt abschließend um Ihr Votum bitte. 
 
SPD-Fraktionsvorsitzender Dr. Jürgen Göbel fragt direkt den Bürgermeister, wie man die Benennung 
des Platzes deutlich machen könne. Ob es Schilder oder eine Stele geben werde bzw. wie man sich 
das vorstellen könne. 
 
Bürgermeister Thomas Pauli antwortet direkt, dass die Stadt Neu-Anspach selbstverständlich an 
geeigneter Stelle ein Namensschild zur Kenntlichmachung des Platzes aufstellen werde. Genaueres 
müsse man dann noch ausarbeiten. 
 
Stadtverordnetenvorsteher Holger Bellino schlägt vor, dass man diese Sache im Ältestenrat 
gemeinsam beraten könne. 
 
Von der CDU-Fraktion sagt Stadtverordnete Corinna Bosch ganz ausdrücklich Herzlichen Dank für 
diese sehr bewegenden Worte. Dies sei absolut würdig für dieses Parlament und sie sei sehr stolz, 
dass man so einen tollen Stadtverordnetenvorsteher habe. 

Beschluss: 

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, den Platz vor dem Bürgerhaus in Walter-Lübcke-
Platz zu benennen. Walter Lübcke wurde am 2. Juni 2019 aufgrund seiner Überzeugung, seiner 
vorbildlichen Tugenden und seines Eintretens für die grundlegenden Prinzipien und Werte unserer 
freiheitlich-demokratischen Grundordnung hinterrücks und kaltblütig von Rechtsextremisten 
ermordet. Ein furchtbares und unvorstellbares Verbrechen, das nach wie vor tief betroffen und 
fassungslos macht.  
 
Mit dieser Namensgebung wollen wir dazu beitragen, dass Walter Lübcke, sein Wirken und seine 
Verdienste für unser Land auch in Neu-Anspach nicht vergessen werden und ihm ein ehrendes 
Andenken bewahren. Denn Walter Lübcke ist und bleibt ein Vorbild für alle aufrichtigen 
Demokratinnen und Demokraten. Gleichzeitig soll mit der Umbenennung des Platzes auch 
symbolisch stellvertretend für all diejenigen, die bundesweit und in Hessen in den vergangenen 
Jahren durch rechtsextremen Terror umgekommen sind, ein Zeichen gesetzt werden. 
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Beratungsergebnis:29 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 2 Stimmenthaltung(en) 

 

4.2 Antrag der b-now-Fraktion zur Prüfung der Schaffung von potentiell geeigneten 
Versickerungsflächen für Niederschlagswasser 
Vorlage: 198/2020 

 
Fraktionsvorsitzender Bernd Töpperwien von der b-now-Fraktion erläutert, warum man den 
Prüfantrag einbringe. Alle wissen, dass bedingt durch den Klimawandel z.B. Starkregenereignisse 
zunehmen. Das könnte in den nächsten Jahren noch schlimmer werden. Auch sei bekannt, dass das 
Kanalnetz an seine Grenzen komme, wenn man es nicht schafft, die Regenwassermengen sinnvoll 
aufzufangen, unterzubringen und zu versickern. Man sollte nicht die Chance verpassen, das 
Wasser, welches vom Himmel fällt, aufzufangen und an geeigneten Stellen der Versickerung 
zuzuführen. 
 
Für die CDU-Fraktion stimmt Stadtverordneter Guntram Löffler dem Antrag zu, im Prinzip sei dies 
eine sinnvolle und gute Sache. So wie es im Antrag dargestellt sei, werde es sehr schwer, die 
potentiellen Flächen zu schaffen. Man beantrage deshalb eine Änderung, den Magistrat zu 
beauftragen, zu prüfen, ob potentiell geeignete Versickerungsflächen für Niederschlagswasser 
vorhanden sind. Ebenso solle geprüft werden, ob Retentionsflächen neu geschaffen bzw. 
bestehende Retentionsflächen ausgebaut werden können. Vom Grundsatz gebe es bei dem Antrag 
aber nichts zu ergänzen. 
 
Stadtverordneter Horst Meyer von der FWG-UBN-Fraktion führt aus, dass er das Thema 
Versiegelung der Flächen bereits öfters angesprochen habe. Besonders Schottergärten seien hier 
als Problem für fehlende Versickerungsmöglichkeiten zu nennen. 
 
Stadtverordnete Cornelia Scheer von der Fraktion Bündnis´90/Die Grünen gibt an, ihre Fraktion 
habe sich mit der Vorlage beschäftigt. Man stelle sich die Frage, was man mit dem Antrag erreichen 
wolle. Sie erkenne kein Konzept dahinter, das Wasser werde aufgefangen, aber nicht weiter genutzt. 
Was habe man damit vor? Wie sehe es aus, wenn die Behälter gefüllt seien? Was passiere, wenn 
das Grundstück das Wasser nicht mehr aufnehmen könne? Es gebe die Zisternenpflicht bei 
Neubauten und wenn man z.B. auf Schottergärten verzichte, habe man auch weniger versiegelte 
Flächen. 
 
NB-Fraktionsvorsitzender Andreas Moses erklärt, er halte diesen Antrag für sehr sinnvoll und 
außerordentlich begrüßenswert. Man wisse doch, dass man das Problem habe, das zu wenig 
Wasser versickert und entsprechend wenig in das Grundwasser nachkomme. Man wolle prüfen, was 
man dagegen tun könne. Bekanntlich führe das Wasser aus Bächen und Flüssen nur zu einem 
Drittel Versickerung und damit in das Grundwasser, hingegen bei Flächen, wo das Wasser nicht 
ablaufe sondern ordentlich versickere, zur deutlichen Steigerung des Grundwasserpegels beitrage. 
 
Stadtverordneter Bernd Töpperwien nennt als Beispiel den zukünftigen Edeka-Markt, hier werde 
man große versiegelte Flächen haben. Man habe jetzt die Chance, Maßnahmen einzupflegen, die 
dabei helfen, Grundwasser zu erzeugen oder auch Überschwemmungssituationen zu vermeiden. Er 
sei der Meinung, dies sei eine Aufgabe, der man sich stellen müsse. Mit den Änderungen der CDU-
Fraktion sei man einverstanden, er erkenne keine Diskrepanz zum Antrag. 
 
Stadtverordneter Reinhard Gemander von der CDU-Fraktion erklärt, er halte den Antrag ebenfalls für 
gut und wichtig. Konkret störe er sich aber an dem Wort „Schaffen“, besser sei, dies zuerst zu 
prüfen. Auch müsse klar sein, ob Kosten entstehen. Er denke dabei an die Haus- und 
Grundeigentümer, welche man nicht mit zusätzlichen Kosten belasten sollte. Bei einem Prüfantrag 
könne er zustimmen, bei der konkreten Schaffung könne er nicht zustimmen. 
 
Stadtverordnete Cornelia Scheer wiederholt, der Antrag beinhalte kein Konzept, z.B. was mit dem 
aufgefangenem Wasser passieren solle. Mit einem Prüfantrag müsse man sagen, was damit 
bezwecke. 
 
SPD-Fraktionsvorsitzender Dr. Jürgen Göbel erklärt, seine Fraktion halte den Antrag für ein sehr 
wichtiges Thema und werde entsprechend zustimmen. Es sei klar, dass mit diesem Prüfantrag noch 
keine konkreten Maßnahmen verbunden seien. 
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Stadtverordneter Andreas Moses gibt an, es sei klar, was mit dem Wasser passieren solle. Es gelte, 
das Wasser zu versickern oder zu nutzen – anstelle Frischwasser neu zu beziehen. Auch für ihn sei 
klar, dass diesem Prüfantrag eine Vorlage mit entsprechenden Vorschlägen zum Thema folge, die 
Stadtverordnetenversammlung entscheide dann, ob diese praktikabel seien oder nicht. 
 
Stadtverordneter Till Kirberg von der b-now-Fraktion bedankt sich für die lebhafte Diskussion, diese 
finde er gut. Er möchte nochmal direkt auf den ursprünglichen Antragstext hinweisen, dabei werde 
der Prüfcharakter sehr deutlich. Darin sei vier Mal das Wort „prüfen“ enthalten. 
 
Stadtverordneter Bernd Töpperwien erläutert, dass Rigolen zwei Möglichkeiten bieten, zunächst 
einmal das Wasser zu speichern und zu versickern und auch bei Extremereignissen das Wasser in 
den Kanal abzuleiten. Es gelte jetzt vom Grundsatz zu klären, was möglich sei. 
 
Fraktionsvorsitzender Hans-Peter Fleischer von der FWG-UBN-Fraktion hält es für richtig, sich jetzt 
in Zeiten der Klimakatastrophe Gedanken über das Wasser zu machen. Seine Fraktion werde 
deshalb dem Antrag zustimmen. In Anbetracht der finanziellen Situation solle man aber keine 
Berater hinzuziehen, welche hohe Kosten verursachen. Es gebe bei der Stadtverwaltung genügend 
Mitarbeiter, welche auch ein entsprechendes Konzept zum Thema ausarbeiten können. 
 
Stadtverordneter Guntram Löffler macht nochmal deutlich, dass es primär darum gehe, dass das 
Wasser versickern solle. Dafür brauche man kein Konzept. Das Problem bestehe darin, dass durch 
die Versiegelung das Oberflächenwasser zu schnell in die Kanalisation abgeleitet werde. Auf der 
einen Seite brauche man den Sturzregen, damit die Kanalisation gespült werde, auf der anderen 
Seite weiß man, dass der Grundwasserspiegel Not leide und deshalb so viel Wasser wie möglich 
versickern müsse. Er stellt auch die Frage bzw. sieht das Problem kommen, dass der Einbau solcher 
Maßnahmen, sofern diese vorgeschrieben werden, entsprechend kontrolliert werden müssen. Dafür 
benötige man auch wieder Ressourcen. 

Beschluss: 

Der Magistrat wird beauftragt, zu prüfen, ob potentiell geeignete Versickerungsflächen für 
Niederschlagswasser vorhanden sind. Ebenso soll geprüft werden, ob Retentionsflächen neu 
geschaffen bzw. bestehende Retentionsflächen ausgebaut werden können. 
 
Für Neubaugebiete soll geprüft werden, ob der Einbau von Rigolen, speziell unter versiegelten 
Flächen, in den Bebauungsplänen festgeschrieben werden kann (u.U. verbunden mit der 
Reduzierung der Abgabe für versiegelte Flächen). Bei Bedarf sind externe Fachleute hinzu zu 
ziehen. Auch soll geprüft werden, ob Land oder Bund derartige Maßnahmen fördern. 
 

Beratungsergebnis:30 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 1 Stimmenthaltung(en) 

 

4.3 Antrag der FWG-UBN-Fraktion zur Geschäftsordnung - Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes 
auch während der Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung sowie bei 
Ausschusssitzungen 
Vorlage: 203/2020 

 

Beschluss: 

Der Antrag wurde zu Beginn der Sitzung zurückgezogen. Eine Beratung und Beschlussfassung 
findet nicht statt. 

 

4.4 Antrag der CDU-Fraktion auf Bildung eines Arbeitskreises "Wald" 
Vorlage: 204/2020 
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Für die CDU-Fraktion verliest Fraktionsvorsitzender Birger Strutz den Antrag. Ergänzend dazu führt 
er aus, man wisse, es existiere der Verein „Waldliebe“. Dieser mache eine hervorragende Arbeit, der 
Verein investiere Geld, welches er einsammle, jedoch verpuffen die Leistungen, die getan werden 
und somit werde auch Geld vernichtet. Die neuen Pflanzen, welche angelegt werden, werden von 
Tieren gefressen oder wachsen schlicht und einfach nicht. Folge davon seien Schimpfereien, 
wonach mehr gejagt werden müsse und der Wildbestand reduziert werden müsse. Alle Beteiligten 
an einen Tisch zu bekommen, mache mehr Sinn für den Wald und es stelle eine unwahrscheinliche 
Transparenz her. 
 
SPD-Fraktionsvorsitzender Dr. Jürgen Göbel hält das Thema Wald auch für sehr wichtig. Gerade der 
Begriff „Waldsterben“ habe wieder eine ungeahnte Aktualität. Es sei sicher richtig, dass man sich 
damit beschäftige. Er stelle sich die Frage, ob man dazu einen Arbeitskreis benötige. Früher habe es 
einen kommunalen Ausschuss gegeben, den TULFA, das wäre der richtige Ausschuss gewesen, um 
diese Thematik zu beraten. Der TULFA habe Teile seiner Aufgaben an den Bauausschuss 
übertragen, deshalb sehe er die zentrale Zuständigkeit im Bauausschuss. Dort solle man sich mit 
dem Thema weiter beschäftigen. 
 
Stadtverordneter Roland Höser von der b-now-Fraktion sieht den Antrag als nicht gerechtfertigt an. 
Es existiere bereits ein „Runder Tisch“, bei welchem alle Beteiligten zusammenkommen. Es bestehe 
kein Grund, einen Arbeitskreis daraus zu machen. Außerdem haben die Jagdpächter vom Revier 
Anspach I und II signalisiert, kein Interesse an einem Arbeitskreis zu haben. 
 
Bürgermeister Thomas Pauli weist daraufhin, dass gerade eben beschlossen wurde, nur die 
Stadtverordnetenversammlung könne Arbeitskreise und Arbeitsgruppen einrichten. Im vorliegenden 
Antrag sei zu lesen, der Magistrat solle den Arbeitskreis bilden. Wenn der Magistrat einen 
Arbeitskreis bilde, geschehe dies als „Beirat“, welcher wie auch der Magistrat nicht öffentlich tage. 
Weiter führt er aus, dass man in sehr engem Kontakt mit den Jagdpächtern wie auch mit den 
Jagdgenossenschaften stehe. Im Moment sei man dabei zu testen, welche Baumarten die 
Temperaturen und Trockenheit überhaupt aushalten können. Da helfe kein „Runder Tisch“ oder ein 
Arbeitskreis. 
 
NB-Fraktionsvorsitzender Andreas Moses gibt an, bereits bei der Entscheidung, den 
Beförsterungsvertrag mit HessenForst zu kündigen und einen eigenen Revierförster zu beschäftigen, 
die Einrichtung eines Arbeitskreis gefordert zu haben, welcher sich mit der zukünftigen 
Waldbewirtschaftung in Neu-Anspach befasse sollte. Er habe deshalb durchaus Sympathie für den 
jetzt vorliegenden Antrag. Jedoch sehe er noch Beratungsbedarf bei der Aufgabenabgrenzung 
zwischen den Beteiligten, insbesondere zwischen dem Bauausschuss, Arbeitskreis, Runder Tisch 
oder auch dem Verein „Waldliebe“. Er stellt deshalb den Antrag, den vorliegenden Antrag zur 
weiteren Beratung in den Bauausschuss zu verweisen. Er macht deutlich, dass die endgültige 
Entscheidung jedoch bei der Stadtverordnetenversammlung liege und somit das Thema wieder 
zurückkomme. 
 
Stadtverordneter Kevin Kulp von der SPD-Fraktion begrüßt es sehr, dass man sich diesem wichtigen 
Thema annehme. Er fragt, ob denn bereits der Teilnehmerkreis angesprochen wurde, ob die 
Personen damit einverstanden seien, in einem weiteren Gremium eingesetzt zu werden. Denn damit 
werden weitere ehrenamtliche Vertreter gebunden, welche sehr viel Zeit und Energie einsetzen. Man 
müsse deshalb die Frage stellen, welchen Mehrwert bringe so ein zusätzlicher Arbeitskreis. Um jetzt 
nicht vorschnell Entscheidungen zu treffen, halte er es auch für sinnvoller, zunächst im 
Bauausschuss weiter darüber zu beraten. 
 
Stadtverordnete Corinna Bosch von der CDU-Fraktion macht deutlich, dass der Arbeitskreis einen 
Platz besetzen soll, den es bereits früher gab, konkret im TULFA oder auch im Bauausschuss. Dort 
wurden diese Thematiken ausführlich besprochen. Es gehe auch um Transparenz, damit alle 
erfahren können, wenn Fachleute oder eben Beteiligte sich zu den Themen äußern. Die Intention 
des Antrags sei es, ein Bindeglied zu sein, wo man sich intensiv der Thematik widmen könne. 
 
Fraktionsvorsitzende Regina Schirner von der Fraktion Bündnis´90/Die Grünen erklärt, ihre Fraktion 
sei nicht grundsätzlich gegen einen Arbeitskreis. Ihre Fraktion habe ja auch darum gebeten, dass 
der Förster im Bauausschuss das Thema Wald/Waldsterben mal darstelle. Für die nächste 
Sitzungsrunde sei das geplant, deshalb solle man diese Vorstellung noch abwarten. 
 
Fraktionsvorsitzender Hans-Peter Fleischer von der FWG-UBN-Fraktion hält es auch für wichtig, 
einen Arbeitskreis zu haben, der sich mit dieser Thematik beschäftige. Man könne es auch als 
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Ideenschmiede bezeichnen, wenn alle Beteiligten dort zusammenkommen. Damit würde man auch 
die Fachausschüsse insgesamt weniger belasten, deshalb begrüße seine Fraktion es, so einen 
Arbeitskreis ins Leben zu rufen. 

Beschluss: 

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, den vorliegenden Antrag zur weiteren Beratung in 
den Bauausschuss zu verweisen. 
 

Beratungsergebnis:31 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 

 

4.5 Antrag der NBF/NBL-Fraktion auf Vorstellung des Pflegekonzepts für die Neu-Anspacher 
Friedhöfe im Bauausschuss 
Vorlage: 205/2020 

 
Für die NBF/NBL-Fraktion verweist Fraktionsvorsitzender Andreas Moses auf den Inhalt sowie die 
Begründung des Antrags. Darin sei alles enthalten. 
 
Stadtverordneter Guntram Löffler von der CDU-Fraktion hält den Antrag für überflüssig, da der Inhalt 
bereits beschlossen wurde. Im Dezember 2019 habe die Stadtverordnetenversammlung 
beschlossen, ein Pflegekonzept zu erstellen, welches die innerörtlichen Grünflächen und damit auch 
die Friedhofsflächen beinhalte. Dieses Konzept solle im November 2020 vorgelegt werden. Er habe 
jedoch die Information, dass sich dieser Termin wegen der Personalknappheit etwas verschieben 
werde. 
 
Stadtverordneter Andreas Moses führt aus, dass sein Antrag in keiner Form überflüssig sei. Es sei 
jedoch richtig, dass das Pflegekonzept für die innerstädtischen Grünflächen beschlossen wurde. 
Dazu gehören auch die Friedhofsflächen. Aufgrund der zunehmenden Beschwerden, welche aus der 
Bevölkerung an ihn herangetragen werden, hält er es für besser, den Punkt der Friedhofsflächen 
vorzuziehen. 
 
Stadtverordnete Corinna Bosch von der CDU-Fraktion hat eine Nachfrage. Sie verstehe nicht, 
warum die Stadtverordnetenversammlung beschließen solle, wen der Bauausschuss in seiner 
nächsten Sitzung einzuladen habe. Jeder Fachausschuss könne durch seinen Vorsitzenden 
Personen zu bestimmten Themen einladen. 
 
Stadtverordneter Guntram Löffler hält es auch für wichtig, dass die Friedhofsflächen ordentlich 
gepflegt werden. Die Friedhofsflächen seien jedoch innerstädtische Grünanlagen und gehören somit 
in das bereits beschlossene Pflegekonzept. Ein Extra-Konzept für die Friedhöfe müsse nicht separat 
erarbeitet werden. 
 
Stadtverordneter Kevin Kulp von der SPD-Fraktion erklärt, er habe zuerst den gleichen Gedanken 
wie der Kollege Löffler gehabt. Jedoch seien auch ihm Beschwerden zum Thema Friedhofspflege 
bekannt, und diese Beschwerden müsse man Ernst nehmen. Deshalb könne man dem Antrag 
zustimmen, konkret den Punkt der Friedhofsflächen aus dem Pflegekonzept vorzuziehen. 
 
Stadtverordneter Andreas Moses macht nochmal deutlich, dass man den Antrag auch ablehnen 
könne, wenn man der Sache nicht zustimmen könne. Als Vorsitzender des Bauausschusses lade er 
externe Teilnehmer dann ein, wenn dies eine Fraktion wünsche, er lade nicht ein, weil er es 
persönlich möchte. 

Beschluss: 

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, den Magistrat zu beauftragen, das Pflegekonzept für 
die Friedhöfe in der Stadt Neu-Anspach durch den Baubetriebshofeinsatzleiter in einer der nächsten 
Sitzungen des Bauausschusses vorzustellen. 
 

Beratungsergebnis:19 Ja-Stimme(n), 7 Gegenstimme(n), 5 Stimmenthaltung(en) 
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4.6 Gemeinsamer Antrag der Fraktionen SPD und b-now auf Erstellung eines zukunftsweisenden 
Konzeptes zur Jugendpflege 
Vorlage: 206/2020 

 
Stadtverordneter Till Kirberg von der b-now-Fraktion erläutert den Antrag. Man möchte zunächst ein 
neues Konzept für die Jugendarbeit in Neu-Anspach haben. Dazu müsse man entsprechend den 
Weg freimachen für Ideen, weshalb man den Vertrag lösen wolle. Wichtig ist dabei, dass man den 
bestehenden Träger weiter einbinden möchte, denn das hat Jahre lang sehr gut funktioniert. Man 
müsse das jetzt in eine Form bringen, welche auch zu den veränderten Rahmenbedingungen passe. 
Das große Gebäude Jugendhaus möchte man öffnen in ein Haus der sozialen Träger, weshalb die 
Umsiedlung der sozialen Einrichtungen aus der Bahnhofstraße 27, welche dann ein neueres 
Gebäude beziehen könnten, geprüft werden sollen. Zum Kurzbericht des 2. Quartals habe man 
gehört „Es müssen Taten folgen“, dies sei jetzt ein Vorschlag den man gemeinsam besprechen 
könne, wie man das eigene Konzept anpassen könne, eventuell Synergien nutzen könne, die 
vielleicht ein bisschen mehr Luft zum Atmen in der haushaltspolitischen Lage bringe. 
 
Stadtverordneter Kevin Kulp von der SPD-Fraktion erinnert daran, dass sich die Stadt Neu-Anspach 
viele Dinge leiste und viele Dinge bezahle, die sie sich schlichtweg nicht mehr leisten kann. Deshalb 
gehöre dazu, dass bestehende Leistungen, welche die Stadt erbringt, ständig und immer auf ihre 
Sinnhaftigkeit, insbesondere zum finanziellen Aufwand, überprüfen werden müssen. Man habe ein 
Jugendhaus in der Mitte der Stadt Neu-Anspach, welches bei Gründung sicherlich eine sinnvolle 
Einrichtung war. Das ist auch nicht in Abrede zu stellen und zur damaligen Zeit war es auch 
pädagogisch sinnvoll. Das ist jetzt allerdings außer Verhältnis geraten im Vergleich zu den Kosten, 
die dieses Jugendhaus jährlich verursacht mit weit über 200.000 Euro. Hinzu komme, dass man in 
den vergangenen Haushaltsberatungen beschlossen habe, das Gebäude Bahnhofstraße 27 zu 
veräußern, unter der Prämisse, dass die Einrichtungen, welche bisher im Gebäude Bahnhofstraße 
27 untergebracht sind, ein neues Zuhause finden. Das heißt nicht, dass z.B. der Heimat- und 
Geschichtsverein auf die Straße gesetzt werde. 
 
Für die Fraktion Bündnis´90/Die Grünen erklärt Fraktionsvorsitzende Regina Schirner, dass ihre 
Fraktion dem Antrag, so wie er vorliege, nicht zustimmen werde. Es werden zu viele Dinge 
vermischt. Der Erstellung eines neuen Konzepts könne man sich anschließen, einer Kündigung des 
aktuellen Vertrags der Stadt mit dem VzF könne man nicht zustimmen. Das Jugendhaus sei nicht 
nur bei seiner Gründung sinnvoll gewesen, sondern sei es auch heute noch. Die Jugendlichen 
gehen dort hin und es sei eine Anlaufstelle. Man kündige nicht einfach einen bestehenden Vertrag, 
sondern man gehe in Vertragsverhandlungen, welche zu einem Ergebnis führen. Dies sei ein 
gangbarer Weg. Das Jugendhaus für andere Nutzer zugänglich zu machen, dem stehe ihre Fraktion 
offen gegenüber, das könne man prüfen. Aktuell sehe ihre Fraktion nicht, dass die kompletten 
Nutzer des Gebäudes Bahnhofstraße 27 in das Jugendhaus passen, dafür sei die Fläche nicht 
gegeben. 
 
Fraktionsvorsitzender Hans-Peter Fleischer von der FWG-UBN-Fraktion kann sich den Worten der 
Kollegin Schirner anschließen. Es seien alle wichtigen Punkte genannt. Man solle nicht den 2. Schritt 
vor dem 1. Schritt machen. Vorzeitig den Vertrag mit dem VzF zu kündigen könne man nicht 
machen. Der VzF sei immer da, wenn die Stadt Hilfe benötige, so geschehen im Sommer mit der 
Unterstützung des Streetworkers. Über die Sache an sich könne man nachdenken, benötige dafür 
aber zunächst ein Konzept. Die eine oder andere Einrichtung aus der Bahnhofstraße 27 könne man 
sicher im Jugendhaus unterbringen, aber für alle sei das Gebäude zu klein. Deshalb lehne seine 
Fraktion den Antrag ab. Abschließend fragt er den Bürgermeister, ob in der Bahnhofstraße 27 nicht 
das städtische Archiv untergebracht sei. 
 
Bürgermeister Thomas Pauli antwortet direkt, wonach sich in der Bahnhofstraße 27 das historische 
Archiv der Stadt Neu-Anspach befinde, welches der Heimat- und Geschichtsverein betreue. 
 
Fraktionsvorsitzender Bernd Töpperwien von der b-now-Fraktion weist daraufhin, dass man im 
Antrag schreibe, der VzF kann ein konzeptionellen Vorschlag bzw. ein Angebot einbringen. Die 
Kündigung, welche man mitbeantrage, ziele darauf ab, die Räumlichkeiten für Verhandlungen frei zu 
machen. Aktuell sei das Gebäude komplett an den VzF verpachtet, man könne keine Eingriffe 
vornehmen. Man wolle damit eine Basis schaffen, auf der man argumentieren kann. Er sehe die 
Problematik an dieser Stelle nicht unbedingt. 
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Stadtverordneter Kevin Kulp stimmt den Aussagen der Kollegin Schirner zu, wonach die 
bestehenden Einrichtungen aus dem Gebäude Bahnhofstraße 27 eine Zukunftsperspektive haben 
müssen, damit man über das Gebäude entscheiden könne. Bei der Aussage, das Jugendhaus sei 
eine Anlaufstelle, könne er der Kollegin nicht zustimmen. Die Statistiken sagen das nicht aus und 
auch tagsüber sehe man kaum Leute dort. Er weist auch daraufhin, dass sich die Stadt 
Parallelstrukturen mit insgesamt 3 Streetworkern leiste. Man leiste sich eine städtische Struktur und 
eine VzF-Struktur, in dem Wissen, dass man sich das nicht leisten könne. Es gehe nur darum, die 
bestehenden Strukturen zusammen zu führen, auf welchem Weg das passiere, das habe man im 
Antrag offen gelassen. Weiter führt er an, dass es in den Haushaltsberatungen immer heilige Kühe 
gebe, an die man sich nicht herantraue, jedoch müsse man sich mit dem Gedanken anfreunden, 
Entscheidungen treffen zu müssen. Man könne nicht auf der einen Seite sagen, es gebe keine 
Vorschläge und keinen Weg aus der Krise, auf der anderen Seite werde jeder Punkt, welcher 
vorgelegt werde, systematisch auseinander genommen. Das passe an dieser Stelle nicht 
zusammen. Abschließend weist er daraufhin, es sei nicht untypisch über eine Kündigung zu 
sprechen, wenn eine Kündigungsfrist im betreffenden Vertrag genannt werde bzw. die Möglichkeit 
dazu aufgeführt sei. 
 
Stadtverordneter Jan Muschter von der CDU-Fraktion weist daraufhin, es sei ein Unterschied, ob 
man über die Kündigung nachdenke oder die Kündigung ausspreche. Allein die Ankündigung des 
Antrags zu Beginn der Sitzung, man könne Geld sparen, ohne überhaupt jemand zu schaden, halte 
er für ignorant. Wenn man den Antrag so umsetze, bleiben die Jugendlichen auf der Strecke, weil 
das Jugendhaus nicht mehr so genutzt werden kann, wie es bisher genutzt werde. Den Vertrag zu 
kündigen und danach in Verhandlungen zu gehen, sei nicht wirklich üblich. Damit baue man nur 
Druck auf den VzF aus, das sei kein schönes Verhalten gegenüber einem langjährigen 
Vertragspartner. Auch bei der Begründung und dem Vergleich mit anderen Jugendzentren in der 
Stadt gibt es Unterschiede. Ein Jugendzentrum werde selbstverwaltet, aber biete nicht die 
Möglichkeiten wie sie das Jugendhaus biete. Zu den Nutzerzahlen liegen keine aktuellen Statistiken 
vor, jedoch sagen die Mitarbeiter des Jugendhauses, seit Corona werden die Angebote wieder viel 
mehr genutzt. Besser wäre es, diese Sache im Sozialausschuss zu diskutieren und nicht Tatsachen 
zu schaffen, wo keine Not bestehe. Die Erstellung eines neuen Konzepts zur Jugendpflege sei 
sicher sinnvoll, jedoch müsse der städtische Leistungsbereich zuerst das Kita-Konzept erarbeiten, 
worauf man auch schon länger warte. 
 
NB-Fraktionsvorsitzender Andreas Moses ist der Meinung, dass bei aller Kritik, welche an dem 
Antrag geübt werde, doch auch ein wahrer Kern enthalten sei. Es gehe um das Thema der 
Finanzen. Man müsse überall sparen und dann könne man das Jugendhaus nicht ausnehmen. Man 
könne heute keine Kündigung an einen langjährigen Vertragspartner aussprechen. Man könne auch 
heute den Nutzern aus dem Gebäude Bahnhofstraße 27 nicht vorschreiben, wo sie zukünftig zu 
residieren haben, ohne vorher im Rahmen eines Konzepts Gespräche zu führen. Er beantragt 
deshalb, den vorliegenden Antrag in den Sozialausschuss zu verweisen und noch in einer der 
beiden Sitzungen in diesem Jahr darüber zu beraten, damit die etwaige Kündigungsfrist gewahrt 
werden könne. Verbunden damit solle man bereits vorab Gespräche mit dem VzF führen, wonach 
Alternativ-Konzepte zur Kosten- und Raumreduzierung vorgelegt werden sollen. Damit schaffe man 
die Basis, um im Sozialausschuss die Dinge weiter zu erörtern und auch beraten zu können. 
 
Stadtverordneter Hans-Peter Fleischer ist der Meinung, man solle zuerst mit dem VzF sprechen, 
bevor man die Keule raushole. Vielleicht kommen in einem Dialog schon andere Ideen. Den 
Aussagen des Kollegen Moses stimme er zu, wonach man zuerst ein Konzept benötige, bevor man 
etwas mache. Wenn man nur zwei Institutionen aus dem Gebäude Bahnhofstraße 27 umsiedele, 
und der Rest bleibe dort erhalten, habe man nichts gewonnen. Eine vorzeitige Kündigung halte er für 
unsinnig. Das Jugendhaus zu verdichten und Räumlichkeiten zu nutzen mache durchaus Sinn, aber 
das funktioniere nicht bei einer Kündigung, sondern nur im Dialog. Damit müsse man anfangen. 
 
Stadtverordnete Ulrike Bolz von der CDU-Fraktion hält es für ein NoGo, einem langjährigen 
Vertragspartner die Kündigung heute Abend auszusprechen, denn dem Antrag sowie aus den 
bisherigen Aussagen könne man nicht entnehmen, dass im Vorfeld bereits Kontakt mit dem 
Vertragspartner aufgenommen wurde. Dies sei unerträglich. Die Jugendzentren verwalten sich in 
Eigenregie, das Jugendhaus hingegen leiste professionelle Jugendarbeit. Dies lasse sich nicht 
vergleichen. Sie ist der Meinung und macht deutlich, dass bei Umsiedlung anderer Einrichtungen in 
das Jugendhaus, die Jugendarbeit in diesem Gebäude nicht mehr möglich sei. 
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Stadtverordneter Kevin Kulp kann dem Antrag vom Kollegen Moses zustimmen, damit seien die 
beiden Ziele, welche man verfolge, abgedeckt. Zuerst wolle man alternative Angebote in 
abgespeckter Form und weiter müsse man einen Zeitfahrplan haben, um dieses Thema weiter zu 
beraten. 
 
Stadtverordnete Sandra Zunke von der SPD-Fraktion erklärt, sie halte die weitere Beratung im 
Sozialausschuss für sinnvoll. Sie erinnert an die Vergangenheit, wonach die Stadt für das 
Jugendhaus eine Förderung aus der „Aktion Mensch“ erhalten habe. Vielleicht sei wieder eine 
Förderung möglich, dazu habe man bereits vor einiger Zeit mit dem VzF gesprochen. Leider habe 
man dazu aber keine Reaktion erhalten. Demnächst werde man den Geschäftsführer wieder im 
Sozialausschuss zu Gast haben – zum Thema Kita-Abrechnung. Vielleicht könne man das Thema 
Konzept/Jugendarbeit damit verbinden. 
 
Stadtverordneter Bernd Töpperwien führt aus, dass er gewisse Diskrepanzen sehe, zwischen dem 
was die finanzielle Situation erlaubt und zwischen dem was sich die Stadt gerne leisten würde. Man 
wolle vermeiden, dass die Haushaltssituation dazu zwinge, die Bürger weiter zu belasten, d.h. man 
müsse sparen. Alle wissen, dass das Thema Kinder- und Jugendbetreuung in Neu-Anspach weit 
oberhalb dessen liege, was der Landesdurchschnitt dafür ausgebe. Man müsse sich überlegen, wie 
man den Spagat hinbekomme, auf der einen Seite die Kosten zu senken, aber auf der anderen Seite 
die Leistungen nicht so weit herunterfahre, dass es das Wort Leistung nicht mehr wert sei. Dieser 
Aufgabe und diesem Ansinnen müsse man sich stellen. Dem Antrag auf Verweisung in den 
Sozialausschuss könne seine Fraktion zustimmen. Man dürfe aber nicht versäumen, sich ein 
konkretes finanzielles Ziel zu setzen. 
 
Stadtverordnete Corinna Bosch von der CDU-Fraktion fasst zusammen, dass die CDU-Fraktion erst 
dazu bereit sei, über ein Konzept zu sprechen und zu beraten, wenn dieses im Sozialausschuss 
vorliege. Sie sei entsetzt über die mangelnde Wertschätzung der Jugendarbeit und des Konzepts, 
welches bisher bestehe. Ein langjähriger Vertragspartner gehöre anständig behandelt. Sie sehe 
keinen Sinn in einer Veränderung um der Veränderung willen. Ihre Fraktion werde den Antrag in der 
vorliegenden Form ablehnen. 
 
Stadtverordnete Regina Schirner führt aus, es sei unmöglich, dieses Thema in der kommenden 
Sitzungsrunde zu behandeln. Der Bürgermeister könne Gespräche und Verhandlungen mit VzF 
führen, der Bürgermeister könne auch mit den Nutzern des Gebäudes Bahnhofstraße führen, aber 
sie sehe dafür kein ausreichendes Zeitfenster. Ihre Fraktion werde heute auch nicht für den Antrag 
stimmen. 
 
Bürgermeister Thomas Pauli informiert, dass nicht versucht wurde, das Gebäude Bahnhofstraße zu 
vermarkten. Es gab den Versuch mit einem Antrag, welcher aber in der 
Stadtverordnetenversammlung gescheitert sei. 
 
Stadtverordneter Horst Meyer von der FWG-UBN-Fraktion weist daraufhin, dass in der Begründung 
des Antrags zu lesen sei, wonach der zukünftige Streetworker eng in die Konzeptentwicklung 
eingebunden werden solle. Aktuell habe man keinen Streetworker und die Ausschreibung sei noch 
nicht erfolgt. Er sehe nicht, dass in diesem Jahr noch ein neuer Streetworker seine Arbeit aufnehme. 
Es seien alles tolle Ideen, aber sie funktionieren nicht. 
 
Stadtverordneter Bernd Töpperwien wiederholt, wonach seine Fraktion dazu bereit sei, über die 
Sache im Sozialausschuss zu diskutieren und zu beraten. Wichtig sei, dass das Thema angegangen 
werde, dass die Haushaltsprobleme angegangen werden. Seiner Fraktion sei klar, dass auch 
unangenehme Entscheidungen getroffen werden müssen und es jetzt Zeit dafür werde, an die 
unangenehmen Themen heranzugehen. 
 
Stadtverordneter Andreas Moses zeigt auf, dass die Themen, welche diskutiert werden, sehr 
vielschichtig seien und viele Partner davon betroffen seien. Er halte es für wichtig, im 
Sozialausschuss darüber zu diskutieren und zu beraten. Er könne nicht nachvollziehen, warum man 
sich dagegen verwehre. 
 
Fraktionsvorsitzender Birger Strutz macht deutlich, dass seine Fraktion sich nicht der Beratung im 
Sozialausschuss verweigere. Es müssen zunächst umfangreiche Vorarbeiten geleistet werden, 
bevor eine solche Beratung sinnvoll möglich sei. Er wiederholt auch die Aussagen aus der Sitzung 
des Haupt- und Finanzausschusses, wonach es äußerst unfair sei, permanent den Vertragspartner 
VzF anzuschießen. Seine Fraktion werde der Überweisung des Antrags an den Sozialausschuss 
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nicht zustimmen. Nicht weil man sich verweigere, sondern weil hierbei das Pferd von hinten 
aufgezäumt werde. 
 
Stadtverordneter Till Kirberg erklärt, der Antrag solle allen helfen, er soll den Jugendlichen helfen 
und er soll helfen, dass gemeinsam ein Konzept erarbeitet werde. Es stecke aktuell ein hohes 
Budget in dieser Sache und man darf sich durchaus die Frage stellen, ob es das ist, was man noch 
möchte. Darauf ziele der Antrag ab und darüber möchte man reden. Ziel sei, ein zukunftsfähiges 
Konzept hinzubekommen. 
 
Stadtverordneter Andreas Moses erklärt, er möchte heute keine Kündigung des VzF-Vertrages 
herbeiführen. Er möchte, dass einvernehmlich mit dem VzF über neue, alternative Konzepte 
gesprochen werde. Er bittet um Zustimmung zur Verweisung des Antrags in den Sozialausschuss. 
Wenn es heute nicht geschehe, stelle er in der nächsten Sitzungsrunde erneut den Antrag. Dann sei 
auch seine Fraktion wieder vollständig anwesend und eine Verweisung sei dann möglich. 

Beschluss: 

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, den vorliegenden Antrag zur weiteren Beratung in 
den Sozialausschuss zu verweisen. 
 

Beratungsergebnis:15 Ja-Stimme(n), 15 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 

Es liegt eine Stimmengleichheit vor, nach § 26 Abs.1 Satz 1 der Geschäftsordnung für die 
Stadtverordnetenversammlung und die Ausschüsse der Stadt Neu-Anspach werden Beschlüsse mit 
der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Somit ist die Verweisung des Antrags in den 
Sozialausschuss abgelehnt. 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung lehnt ab,  
 
1. Der neue Streetworker respektive der zuständige Fachbereich der Stadtverwaltung wird mit der 
Erstellung eines zukunftsweisenden Konzeptes zur Jugendpflege, unter teilweiser Einbeziehung der 
bestehenden Räumlichkeiten beauftragt. Der VzF kann hierzu eigene konzeptionelle Vorschläge / 
Angebote einbringen. 
 
2. Der aktuelle Vertrag der Stadt mit dem VzF über das Jugendhaus (gesamtes Gebäude) wird zum 
nächstmöglichen Termin gekündigt. Bei einem konzeptionell attraktiven Angebot gem. 1. kann ein 
neuer Vertrag mit dem VzF in reduziertem Umfang abgeschlossen werden. 
 
3. Das bisherige Jugendhaus-Gebäude wird in seiner Gesamtheit zu einem „Haus der sozialen 
Träger“ weiterentwickelt (z.B. unter Einbeziehung von Tafel, Caritas-Laden, Café Hartel, 
Suchtberatung und weiterer sozialer Einrichtungen). 
 
4. Die Umsiedlung der sozialen Einrichtungen der Bahnhofstrasse 27 in das bisherige Jugendhaus 
wird unter Einbeziehung der aktuellen Mieter geprüft. 
 

Beratungsergebnis:14 Ja-Stimme(n), 16 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 

 

5. Mitteilungen des Magistrats 
 
5.1 CDU-Antrag auf Durchführung von Erhebungen bezgl. der Trinkwasserbelastung mit Plastik-

Mikropartikeln 
Vorlage: 157/2020 

 

Mitteilung: 
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Unter Bezugnahme auf den CDU-Antrag auf Durchführung von Erhebungen bezgl. der 
Trinkwasserbelastung mit Plastik-Mikropartikeln, Vorlage Nr. 331/2019, und der Mitteilung Nr. 
99/2020 teilen wir folgendes mit: 
 
Die Beprobungen von Plastik-Mikropartikeln und Arzneimittelrückständen im Trinkwasser wurde 
durch den WBV an ein Labor beauftragt. 
 
Die Ergebnisse sehen wie folgt aus:  
 
Im Trinkwasser konnten nur vereinzelt Plastik-Mikropartikel nachgewiesen werden, diese Werte 
liegen aber unterhalb der Blindwerte, daher ist labortechnisch (Anlage 1) im Trinkwasser kein 
Mikroplastik enthalten. 
 
Bei einer Beprobung (Anlage 2) direkt am Hochbehälter, wurde auf 141 Arzneimittel, davon 28 
Antibiotikamittel, 18 Herz-Kreislauf-Medikamente, 3 Hormonmittel, 8 Röntgenkontrastmittel, 17 
Schmerzmittel, 62 Sonstige-Substanzen und 5 Cycline untersucht. Die Ergebniswerte liegen auch 
hier alle unterhalb der Bestimmungsgrenzen.  

 

5.2 Statistik Bücherei 2019 
Vorlage: 178/2020 

 

Mitteilung: 

Dieser Mitteilung ist die Bibliotheksstatistik über den Bestand und die Entleihungen vom 01.01. bis 
31.12.2019 beigefügt.  
 
Im Vergleich zum Vorjahr hat sich die Ausleihzahl um 1.083 Medien erhöht. Auch die Anzahl der 
Besucher aus Veranstaltungen hat sich um 664 Personen erhöht.  

 

6. Liste offener Punkte / Beschlusskontrolle 
 
7. Anfragen und Anregungen 
 
8. Sonstige Anfragen und Anregungen 
 

Nach § 12 der Geschäftsordnung für die Stadtverordnetenversammlung und die Ausschüsse der 
Stadt Neu-Anspach in der Fassung der 1. Änderungssatzung vom 10.12.2017 wurde die Zeitgrenze 
23:00 Uhr erreicht. Stadtverordnetenvorsteher Holger Bellino beendet die Sitzung um 23:07 Uhr. 

   

Holger Bellino 

Vorsitzender der 
Stadtverordnetenversammlung 

 Mathias Schnorr 

Schriftführer 

 



Gemeinsamer Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU, b-now, SPD,  

Bündnis 90/Die Grünen, FWG-UBN und NBF/NBL 

 

An den  

Vorsitzenden der Stadtverordnetenversammlung Neu-Anspach  

Rathaus  

61267 Neu-Anspach 

 

Sehr geehrter Herr Stadtverordnetenvorsteher, 

die Fraktionen von CDU, b-now, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FWG-UBN und NBF/NBL 

bitten Sie, den folgenden Antrag auf die nächste Sitzung der Stadtverordnetenversammlung zu 

nehmen. 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Die Stadtverordnetenversammlung spricht sich dafür aus, den Platz vor dem Bürgerhaus in Dr. 

Walter Lübcke Platz zu benennen. Dr. Walter Lübcke wurde am 2. Juni 2019 aufgrund seiner 

Überzeugung, seiner vorbildlichen Tugenden und seines Eintretens für die grundlegenden 

Prinzipien und Werte unserer freiheitlich-demokratischen Grundordnung hinterrücks und 

kaltblütig von Rechtsextremisten ermordet. Ein furchtbares und unvorstellbares Verbrechen, 

das nach wie vor tief betroffen und fassungslos macht.  

 

Mit dieser Namensgebung wollen wir dazu beitragen, dass Dr. Walter Lübcke, sein Wirken und 

seine Verdienste für unser Land auch in Neu-Anspach nicht vergessen werden und ihm ein 

ehrendes Andenken bewahren. Denn Walter Lübcke ist und bleibt ein Vorbild für alle 

aufrichtigen Demokratinnen und Demokraten. Gleichzeitig soll mit der Umbenennung des 

Platzes auch symbolisch stellvertretend für all diejenigen, die bundesweit und in Hessen in den 

vergangenen Jahren durch rechtsextremen Terror umgekommen sind, ein Zeichen gesetzt 

werden. 

 

 

Begründung: 

Dr. Walter Lübcke trat als Abgeordneter des Hessischen Landtags wie als Regierungspräsident 

des Regierungsbezirks Kassel entschieden für das friedliche Zusammenleben und den 

Zusammenhalt in unserer Gesellschaft ein und zeigte humanitäre Größe in schwierigen Zeiten. 

Er war ein lebensbejahender Mensch, ein Brückenbauer, der die Interessen der Bürgerinnen 

und Bürger in Nord- und Osthessen und weit darüber hinaus mit großer Empathie vertreten hat. 

Dabei scheute er nie den demokratisch und fair ausgetragenen Konflikt. Ihm war der direkte 

Austausch mit den Bürgerinnen und Bürgern immer wichtig, um auch schwierige Sachverhalte 

im persönlichen Gespräch vor Ort zu klären.  

 

Durch seinen Einsatz für eine demokratische Gesellschaft, für Freiheit und soziale 

Gerechtigkeit hat er sich über Parteigrenzen hinweg großes Ansehen verschafft. Dass ihm 

dieses Engagement zum Verhängnis wurde und ihn das Leben kostete, macht uns noch immer 



fassungslos. Eine Würdigung seines unermüdlichen Einsatzes, für den er mit seinem Leben 

bezahlen musste, mit der Umbenennung des Platzes wäre ein sichtbares Zeichen der 

Unterstützung für all jene, die sich in der (Kommunal)Politik und an anderen Stellen für unser 

Gemeinwesen engagieren und leider mitunter deswegen von politischen Gegnern und 

Extremisten bedroht werden.  

 

Denn Hass, Hetze, Extremismus und Gewalt, egal von wem sie ausgehen, haben keinen Platz 

in unserer Gesellschaft. Dafür hat auch Walter Lübcke gekämpft: für Freiheit, Gerechtigkeit 

und Demokratie. 

 

Neu-Anspach, den 20.08.2020 

 

 

 

Birger Strutz    Bernd Töpperwien   Dr. Jürgen Göbel  

CDU    b-now     SPD 

 

 

 

Regina Schirner   Hans-Peter Fleischer   Andreas Moses 

Bündnis´90/Die Grünen  FWG-UBN    NBF/NBL 



 
 

An den  
Vorsitzenden der Stadtverordnetenversammlung  
Neu-Anspach 
Rathaus 
61267 Neu-Anspach 

       Neu-Anspach, den 10.08.2020  
 

Sehr geehrter Herr Bellino,  

wir bitten folgenden Antrag der Fraktion b-now auf die Tagesordnung der nächstmöglichen 

Stadtverordnetenversammlung zu setzen:  

 
Beschlussvorschlag: 

Der Magistrat wird gebeten, die Fachämter mit der Prüfung zur Schaffung von potentiell 

geeigneten Versickerungsflächen für Niederschlagswasser zu beauftragen. Darüber hinaus soll 

die Möglichkeit, Retentionsflächen zu schaffen bzw. bestehende auszubauen, geprüft werden. 

Für Neubaugebiete sollte geprüft werden, ob der Einbau von Rigolen, speziell unter versiegelten 

Flächen, (z.B. https://www.intewa.de/produkte/drainmax/ ) in den Bebauungsplänen 

festgeschrieben werden kann (u.U. verbunden mit der Reduzierung der Abgabe für versiegelte 

Flächen). Bei Bedarf sind externe Fachleute hinzu zu ziehen. 

Auch soll geprüft werden, ob Land oder Bund derartige Maßnahmen fördern. 

 

Begründung: 

In Zeiten immer trockener werdender Sommer mit kurzen aber heftigen Starkregenereignissen und 

fallenden Grundwasserspiegeln wird es zunehmend wichtiger das lebenswichtige Gut Wasser in 

der Region zu halten und schnelles Abfließen zu vermeiden. Starkregenereignisse überlasten 

ferner die Kanalsysteme und in Folge dessen treten zunehmend Überflutungsschäden auf.  Durch 

Versickerungsflächen an geeigneten Stellen kann es gelingen, die Versorgungssituation mit 

Trinkwasser zu verbessern, Kanalsysteme zu entlasten bzw. den Neubau größerer Kanäle zu 

vermeiden, so wie die Abhängigkeit von externen Wasser-Lieferanten zu reduzieren. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 
 
b-now Neu-Anspach 
 
 

https://www.intewa.de/produkte/drainmax/


Mit dem INTEWA Regenwasserversickerungs-Paket für 
Einfamilienhäuser inkl. DRAINMAX Tunnel Rigole.
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 Befreien Sie sich von Ihren Versiegelungsgebühren

Eine Investition die sich in < 10 Jahren lohnen kann.

Die Versiegelungsgebühr

Viele Städte und Gemeinden in Deutschland haben der Rechtsprechung folgend 
die alte Abwassergebühr bereits umgestellt. Diese wird nun in Schmutz- und Re-
genwasser aufgeteilt. Das Ableiten des Regenwassers in den öff entlichen Kanal 
wird nun nach  angeschlossener Fläche und Versiegelungsgrad berechnet. Bei 
einer typischen Versiegelungsgebühr von 1 € /m² kommen so schnell 200 € für 
200 m² versiegelter Fläche zusammen, in 20 Jahren also 4.000 € . Da diese Kosten 
vermutlich noch deutlich steigen werden, sollte frühzeitig vorgesorgt werden.

So befreien Sie sich von der Versiegelungsgebühr

Wenn Sie mit dem INTEWA Regenwasserversickerungssystem Ihr Regenwasser 
komplett versickern, werden Sie  von der Niederschlagsgebühr auch befreit! Wer 
das Kanalsystem weniger belastet, zahlt weniger. 

Rechnet sich das? 

Der Einbau des Systems kann sich heute schon in weniger als 10 Jahren amorti-
sieren. Dabei sind die Preissteigerungen noch unberücksichtigt. Auch aus öko-
logischen Gesichtspunkten macht es Sinn, sauberes Regenwasser zu versickern. 
Somit wird das Regenwasser dem natürlichen Wasserkreislauf wieder zugeführt. 

Tip für Hausbesitzer mit bestehenden Zisternen

Bei einer bereits bestehenden Zisterne kann der Überlauf ebenfalls über eine Ri-
gole versickert werden. Somit profi tieren sie doppelt.
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Funktionsweise

Das Regenwasser der angeschlossenen Flächen wird im PLURAFIT 
Filter mit Sedimentations-, Filter- und Abscheideeinsatz gefi ltert und 
dann in die DRAINMAX Tunnel Rigole zur anschließenden Versicke-
rung ins Erdreich geleitet. Zum Schutz vor dem Erdreich wird die Tun-
nel Rigole mit einem Geotextil abgedeckt.

Systemkomponenten

1. DRAINMAX Tunnel inkl. Start- und Endkalotte
2. PLURAFIT Sedimentations- und Filterschacht 

inkl. Kappe und Verlängerungschacht
3. GTB 190 Bändchengewebe Unterlage
4. GT 300 Vlies Abdeckung

Systemvorteile

• Bester Preis je m³
• Made in Germany: Ge fer tigt wer den die DRAIN MAX Tun nel Ri-

go len auf einer der mo derns ten und größ ten Tief zieh pro duk ti-
ons an la gen Eu ro pas. 

• Minimaler Platzbedarf: Im Ver gleich zu her kömm li chen Kies ri-
go len mit einem Rück hal te vo lu men von ca. 35 % ste hen mit der 
DRAIN MAX Tun nel Ri go le 100 % Rück hal te vo lu men zur Ver fü-
gung. 

• Extrem stabil und langlebig  (Belastungsklasse bis  60t )
• Minimaler Wartungsaufwand durch Vorreinigung mit dem 

PLURAFIT Sedimentations-, Filter-, und Abscheideschacht
• Einfacher Einbau: Auf grund des ge rin gen Ge wich tes von 32 kg, 

kann ein Tun nel von 2 Per so nen ge tra gen wer den.  Die  System-
komponenten sind  somit in kurzer Zeit montiert.

• Einfache Nachrüstung

Systemaufbau Regenwasserversickerung  

Unsere Systeme sind für Neubau oder für die Nachrüstung in beste-
hende Häuser geeignet. Sie können ein solches System innerhalb 
weniger Tage selber oder durch einen Tiefbauer an einem einzigen 
Tag einbauen lassen. Die Pakete beinhalten nahezu alle Komponen-
ten die Sie benötigen. 
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2  PLURAFIT Filter  

Der PLURAFIT Filter mit Sedimentations-, Filter- 
und Abscheideeinsatz wird zur Vorreinigung 
von Ablaufwasser gering belasteter Flächen 
vor  Regenwasserversickerungsanlagen ein-
gesetzt. Die Schmutzpartikel des zulaufenden 
Wassers sedimentieren in dem eingesetzten 
Filterkorb. Das Wasser fl ießt  anschließend in 
einer Aufwärtsströmung durch einen Tauch-
bogen mit Edelstahlsieb in den Überlauf. Fette 
und Öle werden außerhalb des Tauchbogens 
abgeschieden. Zu Wartungszwecken kann ent-
weder das Edelstahlsieb einzeln oder der ge-
samte Einsatz entnommen werden. Der Filter-
korb mit dem gesammelten Schmutz lässt sich 
dann bequem entleeren.

incl. PLURAFIT Kappe 

PLURAFIT PF 300-C ist ein begehbarer Deckel.  
Auch als PKW-befahrbare Abdeckung erhält-
lich.

5 6

 1  DRAINMAX Tunnel Rigole

Das Herzstück des Einfamilienhaus Versickerungssystems.
Die DRAINMAX Tunnel Rigolenelemente sind 1,6 m³ fassende, großvolumi-
ge, leichte Kunststoff schalen, die ein Hohlvolumen im Erdreich erzeugen. Das 
Regenwasser wird nun direkt am Entstehungsort gepuff ert und durch den 
off enen Boden und die seitlichen Löcher versickert.

4  GT 300 Vlies Abdeckung

Das Geotextil ist speziell für die Abdeckung der 
DRAINMAX Tunnel geeignet. Das Polypropy-
len-Vlies ist ein besonders robustes Geotextil, 
das starken Belastungen standhält. Durch die 
gute Trennwirkung hält es, bei gleichzeitig aus-
gezeichneter Langzeit-Wasserdurchlässigkeit, 
dauerhaft den Schmutz vor der Versickerungs-
anlage zurück. 

Die  zertifi zierten  Gotextile sind  konform zum 
DIBT zugelassenen DRAINMAX Tunnel.

Komponenten für das Regenwasserversickerungs - Paket
  

Technische Daten

Länge/Breite/Höhe 2340/1375/781 mm
Gewicht netto: 32 kg

Eff ektive Nutzlänge 2250 m
Toleranz 4 %
Anschluss Dorn 805 mm
Farbe: Schwarz
Belastungsklase: SWL 60
Material: PE-HD
Zul. Verarbeitungs-
temperatur:

+2 bis +30°C

Speichervolumen: 1600 L

DRAINMAX Tunnel Rigolen* 

DRAINMAX Start- und Endkalotte

PLURAFIT Sedimentations-/  Filterschacht inkl. Kappe

Geotextile * 

* Anzahl / Menge nach ermitteltem Bedarf

3  GTB 190 Unterlage

Das Geotextil ist speziell als Unterlage unter 
die DRAINMAX Tunnel geeignet. Das spezielle 
Bändchengewebe ist ein besonders robustes 
Geotextil, das starken Belastungen standhält 
und über eine ausgezeichnete Langzeit-
Wasserdurchlässigkeit verfügt. Die glatte und 
verschiebfeste Gewebeart ermöglicht das 
Reinigen der Versickerungssohle mittels Ka-
nalhochdruckreinigern. 
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 Nur wenige Schritte zur ersten Dimensionierung

  Kurztest zur Versickerungfähigkeit des Bodens

Der Kurztest dient nur der Eigenermittlung.
• Eine 50 x 50 cm große und ca. 30 cm tiefe Grube auf der Höhe der späteren 

Sohle der Versickerungsanlage, ausheben. Wichtig: Nicht in die Grube treten, 
um Verdichtung zu vermeiden!

  Versickerungsfähigkeit des Bodens

Der Durchlässigkeitsbeiwert (kf -Wert) ist ein Maß 
für die Wasserdurchlässigkeit des Bodens. Ein Durch-
lässigkeitsbeiwert sollte zwischen 10-3 und 10-6 m/s 
liegen, um eine Funktionsfähigkeit der Versicke-
rungsanlage zu gewährleisten. Dieser Wert wird nor-
malerweise in einem Bodengutachten ermittelt. 

  Art und Größe der versiegelten Fläche

Addieren Sie alle Ihre versiegelten Flächen (Dachfl ächen, Wege, Kfz Stellplätze). 
In der Regel werden Sie das schon für die Ermittlung Ihrer Versiegelungsgebüh-
ren vorliegen haben. Eine Planungshilfen fi nden Sie in unserem Online Planer: 
www.intewa.de/cs/online-planer/

      Schätzen Sie benötigtes Rigolenvolumen in m³ ab

Die nachfolgende Tabelle zeigt Beispiele für verschiedene Berechnungsergeb-
nisse bei unterschiedlichen Flächen, Standorte und Bodenbeschaff enheiten.

  Kostenlose Serviceberechnung und Angebot 

Senden Sie uns die Angaben zu Ihren versiegelten Flächen, die Angaben zur 
Versickerungsfähigkeit des Bodens und Ihren Standort zu. Mit unserer Rain-
planer Software ermitteln wir Ihnen auf Grundlage der aktuellen Regendaten 
und Ihrer Angaben eine genaue Berechnung ihrer erforderlichen Rigole und 
machen Ihnen ein Angebot.

  Ermitteln Sie die benötigten Komponenten

< 1,8 m³ < 3.4 m³ <  5,0 m³ 

DRAINMAX Tunnel 1 Stk. 2 Stk. 3 Stk.

Geotextil Vlies GTB 190 4 m 7 m 10 m

Geotextil Vlies GT 300 5 m 8 m 11 m

  Genehmigung

Erfragen Sie bei Ihrer unteren Wasserbehörde, ob eine Genehmigung für 
Ihre Versickerungsanlage erforderlich ist. Teilweise kann auch genehmi-
gungsfrei versickert werden. 

Gobkies

Fein- /Mittelkies

Sandiger Kies

Grobsand

Mittelsand

Feinsand
Schluffi  ger Sand
Sandiger Schluff 
Schluff 

Toniger Schluff 

Schluffi  ger Ton, 
Ton

K
f 
(m/s) Aachen Berlin

A=100m2 A=150m2 A=200m2 A=100m2 A=150m2 A=200m2

1*10-4 Volumen in m3 1,36 2,04 2,72 1,90 2,85 3,79

1*10-5 1,49 2,24 2,99 2,09 3,13 4,79

1*10-6 1,51 2,26 3,02 2,11 3,16 4,21

Kiesschicht
Stab mit 
Markierung

• Um ein Aufschwemmen des Bodens zu verhindern, wird er mit einer Kiesschicht 
abgedeckt. Ein Messstab wird in den Boden geschlagen. 10 cm oberhalb der 
Grubensohle wird eine Markierung am Messstab angebracht.

• Nun wird die Grube mit Wasser gefüllt und 1-2 Stunden durch regelmäßiges 
Nachfüllen vorgewässert (Gartenschlauch).

• Wasser nun bis zur Markierung einfüllen. Mit einem Messeimer nach 10 Mi-
nuten so viel Wasser auff üllen, wie nötig ist, um den Wasserstand wieder bis 
zur Markierung zu heben. Aus der nachgefüllten Wassermenge lässt sich die 
Durchlässigkeit des Bodens abschätzen.

• Diesen Schritt so oft wiederholen (mindestens 3 Mal), bis sich ein konstanter 
Wert einstellt.

• Bewertung Wassermenge :
 < 1,5 Liter in 10 Minuten - kaum Versickerung möglich (Schluff )
 = 1,5 Liter in 10 Minuten - Versickerung möglich (schluffi  ger Sand)
  > 3 Liter in 10 Minuten - Versickerung gut möglich (Sand, Kies)
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DRAINMAX Rigolen Einbauanleitung 

Aufgrund des geringen Gewichtes von 32 kg kann ein Tunnel von 2 Personen 
getragen werden. Verbunden werden die Tunnel untereinander durch Über-
lappung. Mit nur drei verschiedenen Bauteilformen ist eine DRAINMAX-Rigole 
in kurzer Zeit eingebaut.

Weitere Informationen zur Montage unter: 
www.intewa.de/products/drainmax/downloads/einbauanleitung

Tunnel Rigole auf GTVB 190 setzen Start- und Endkalotte anbringen RW Zulaufrohr montieren Tunnel mit GT-300 abdecken Abdeckung Endkalotte



Unser Service
Damit Ihr Projekt ein voller Erfolg wird.

• Konzepterstellung und Preiskalkulation für die Vorplanung
• Dimensionierung mit Rainplaner-Software
• Betreuung der ausführenden Unternehmen
• Technische Unterlagen
• Monitoring der Systeme
• INTEWA Wiki, die Online Wissensdatenbank

Zertifi zierung

Wir  freuen uns auf  Ihren Kontakt

INTEWA GmbH
Jülicher Straße 336
52070 Aachen
www.intewa.de

0241 - 966 05 0
info@intewa.de

Ihr persönlicher Händler:



Tunnel-Rigole zur Regenwasserbewirtschaftung

Bester Preis / m³
12 t und 60 t belastbar
Spülbarer Boden
Einfache Montage

DRAINMAX

WASSER IST UNSER ELEMENT



Tunnel- Rigole für die Regenwasserbewirtschaftung

Hohe Belastbarkeit bis 60 t
Die Geometrie des Tunnels findet schon seit der 
Antike in zahlreichen Bauwerken ihren Einsatz. 
Auch INTEWA nutzt die Vorteile der Tunnelgeo–
metrie, um mit dem aus recyclebaren HDPE Kunst-
stoff bestehenden DRAINMAX Tunnel höchsten 
Stabilitätsansprüchen gerecht zu werden.

Um dies zu erreichen, wurden neben zahlreichen 
Einbautests in der Praxis, aufwendige Qualitäts- 
und Belastungsprüfungen bei der Gesellschaft für 
Materialforschung und Prüfungsanstalt für das 
Bauwesen durchgeführt. Bei diesen Tests wer-
den neben der Materialqualität und der Kurzzeit  
festigkeit auch die Langzeitfestigkeit des Bauteils 
untersucht und überwacht. Die Statik für die 
DRAINMAX Tunnel Rigole bedeutet ein Höchstmaß 
an Sicherheit und Qualitätsnachweis für Händler, 
Planer, Bauunternehmen und Betreiber.

Bester Preis je m3

Optimierte Fertigung, minimales Transport-
volumen, minimaler Platzbedarf, riesiges 
Speicher volumen und schnelle Verlegeleistung 
führen bei der DRAINMAX Tunnel Rigole zum 
bes ten Preis je m³ Speichervolumen, der bei 
Kunststoffrigolen zu erzielen ist. 

Reinigung und Wartung – spülbarer 
Boden
Sollte trotz Vorreinigung Schmutz in die  DRAIN-
MAX Tunnel Rigole gelangen, ist es wohl die ein-
zige Kunststoff Rigole, bei der später auch die für 
die Versickerungsleistung maßgeblichen Wände 
und Böden komplett gereinigt werden können. 

INNOVATION

DRAINMAX
Die DRAINMAX Tunnel Rigolenelemente sind 1,6 m³ fassende, großvolumige, leichte 
Kunststoffschalen, die ein Hohlvolumen im Erdreich erzeugen. Das Regenwasser wird 
nun direkt am Entstehungsort gepuffert und durch den offenen Boden und die 
seitlichen Löcher versickert.



Tunnel- Rigole für die Regenwasserbewirtschaftung

Montage-, installations-, und 
wartungsfreundlich
Der  Einbau der DRAINMAX Tunnel Rigole ist ein-
fach. Aufgrund des geringen Gewichtes von 32 kg 
bei einem Speichervolumen von 1,6 m³ kann ein 
Tunnel von 2 Personen getragen werden.

Ausgehend vom Zulaufschacht wird beginnend 
mit der Startkalotte die erste Tunnelreihe verlegt. 
Die Elemente werden überlappend miteinander 
verbunden. Die Endkappe schließt die Tunnel-
reihe ab. Die seitliche und obere Verfüllung der 
Tunnelelemente erfolgt beidseitig mit geeigne-
tem Verfüllmaterial in gleichmäßigen Lagen. Mit 
der Überdeckung der Tunnelelemente wird die 
Tragfähigkeit für den anschließenden Verkehrs-
flächenoberbau hergestellt. Abschließend wird 
der Oberbau für die Verkehrsfläche gemäß Plan-
vorgabe erstellt.

Kunststoffrigole mit LKW-Belastbarkeit 
und DIBt®-Zulassung
Der DRAIN MAX Ri go len-Tun nel er hielt als ers ter 
über haupt, in Deutsch land die bau auf sicht li che 
Zu las sung des Deut schen In sti tuts für Bau tech nik 
DIBt®. Die Lang zeit be last bar keit für das DRAIN MAX 
Sys tem wurde für eine Be triebs dau er von min des tens 
50 Jah ren nach ge wie sen. Hier von pro fi tie ren Pla ner, 
Bau her ren, Ver ar bei ter und Händ ler glei cher ma ßen. 

Versickern und Rückhalten mit System
Die DRAINMAX Tunnel Rigole kann in zahlreichen 
Einsatzbereichen verwendet werden. Die Systeme 
können dabei nahezu beliebig in ihrer Größe, durch 
Hinzufügen weiterer Tunnel oder mehrerer Rei-
hen, erweitert werden. 
Beispiele:
•  Dezentrales Versickern des Regenwassers von  

Einfamilienhäusern und Gewerbeobjekten.
•  Dezentrale Rückhaltung des Regenwassers mit  

Drosselablauf
•  Dezentrale Versickerung von behandeltem 

Abwasser
• Wasserspeicher

TECHNIK

Alternativ kann es auch gedrosselt an den Kanal abgeleitet werden. Dies spart erhebliche Kosten für 
aufwändige Kanalsysteme. Das DRAINMAX Tunnelsystem kann auch für die Versickerung von Ablauf-
wasser aus Kleinkläranlagen eingesetzt werden.

Beispiel einer dezentralen Versickerung des 
Regenwassers von Gewerbeobjekten.



Der INTEWA DRAINMAX Tunnel wird in ganz Europa eingebaut und ist seit über 
10 Jahren über 30.000 mal erfolgreich im Einsatz.

REFERENZEN

www.intewa.comwww.intewa.com

Ihr persönlicher Händler:



FWG-UBN Hans-Peter Fleischer Wilhelm-Leuschner-Str.14 61267 Neu-Ans ach

An den

Vorsitzenden

Rathaus

61267 Neu-Anspach

Vorsitzenden der Stadtverordnetenversa.^Neu-^3*
. ^. ^

ung. '. (-*" Neu-Anspach, den 19. 08. 2020

 

tt. '.
Sehr geehrter Herr Bellino,

bitte setzen Sie den folgenden Antrag auf die Tagesordnung der nächsten Stadtverordneten-
Versammlung. Es wäre sehr hilfreichen, wenn wir diesen Antrag vor allen anderen Tages-
ordnungspunkten behandeln könnten.

Antrag zu Geschäftsordnung

Sehr geehrte Damen und Herren,

wegen des erneuten Anstiegs der Corona-lnfizierten, bedingt durch die Urlaubsrückkehrer, hat sich
das Risikopotential, auch hier im Hochtaunuskreis, erheblich erhöht. Besonders betroffen ist die
Gruppe der extrem stark gefährdete Personen, der ich angehöre. Um unserer sozialen
Verantwortung gerecht zu werden, und um die Gesundheit unserer Mitmenschen zu respektieren
und ernst zu nehmen und um einen weiteren Lockdown zu verhindern und die Anwesenden in

unseren Sitzungen (Verwaltung, ehrenamtliche Politiker und anwesende Bürger) besser vor einer
Ansteckung durch Covidl9 zu schützen, beantragen wir, neben den bereits vorhandenen
Hygieneregeln, den Mund und Nasenschutz, bis auf Weiteres, auch während der Sitzungen zu
tragen. In Ausnahmefällen (mit Attest) kann von dieser Regel abgewichen werden.

Begründung

Es sollte jedem bekannt sein, dass das Virus unter anderem über Aerosole übertragen wird.
Insbesondere in geschlossenen Räumen. Dies wurde schon vor längerer Zeit wissenschaftlich
bewiesen! Neuere Studien untermauern diese Ergebnisse.

Die Studien belegen den Sinn der geltenden Hygieneregeln und heben hervor, das vor allem das
Tragen von Masken die Gefahr einer Übertragung durch Aerosole verringert.
Und wie Herr Bellino in seiner Mail bzgl. des verschobenen Grenzganges betont: "... dass wir sicher
eine Vorbildfunktion haben, der wir gerecht werden müssen .

Siehe auch Spiegel vom 19. 08. 20: "Angesichts steigender Corona-Zahlen hat Bundestagspräsident
WolfgangSchäuble (CDU) die Hygienemaßnahmen im Bundestag verschärft. In einem am Mittwoch
an die Fraktionen verschickten Schreiben, das dem SPIEGEL vorliegt, fordert Schäuble die
Abgeordneten zum Tragen von Mund-Nasen-Bedeckungen auf

Mit freundlichen Grüßen

Hans-Peter Fleischer

Fraktionsvorsitzender FWG-UBN



Fraktion

Neu-Ansp. -ch

An den Vorsitzenden

der Stadtverordnetenversam

Herrn Holger Bellino
Bahnhofstraße 26

61267 Neu-Anspach
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Sehr geehrter Herr Vorsitzender,  ^-

die CDU-Fraktion bittet Sie, den folgenden Antrag auf die nächste Sitzung der
Stadtverordnetenversammlung zu nehmen.

Antrag:

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt:

1. Die Stadtverordnetenversammlung beauftragt den Magistrat einen Arbeitskreis
"Wald" zu bilden. Dem Arbeitskreis sollen jeweils 2 Vertreter des Vereins "Waldliebe",
der Jeweiligen Jagdgenossenschaft, der Jagdpächter der Revierförster und Vertreter
der Stadtverordnetenversammlung sowie der Jagd- bzw. Naturschutzbehörde
angehören. Eine Vertretung durch andere Personen der gleichen Gruppierung ist
möglich. Im Arbeitskreis "Wald" sollen bedeutende Maßnahmen im Hinblick auf den
Walderhalt und dessen Bewirtschaftung vorgestellt und beraten werden.

2. Der Arbeitskreis "Wald" soll bereits in die laufende periodische Planung einbezogen
werden.

3. Im Jahr 2026 soll eine Zwischenrevision den Stand der Abarbeitung der
periodischen Planung feststellen und bewerten. Der Stadtverordnetenversammlung
sowie dem Arbeitskreis "Wald" wird hierzu Bericht erstattet.

4. Die Abrechnung der auslautenden periodischen Planung wird der Öffentlichkeit
zugänglich gemacht und der Stadtverordnetenversammlung sowie dem Arbeitskreis
"Wald" darüber Bericht erstattet. Darin Inbegriffen ist der Einsatz der eingesetzten
finanziellen Mittel, den erwirtschafteten Deckungsbeiträgen sowie eine Darstellung der
geplanten und erreichten Ziele der Waldbewirtschaftung und des Waldumbaus mit
geeigneten Baumarten.

CDU - Fraktion Neu-Anspach
Vorsitzender: Birger Strutz

Am Geiersberg 4, 61267 Neu-Anspach - Tel. : 0177-7943080
Stellvertreter: Corinna Bosch. Cornelius Linden



Fraktion

Neu-An»p«-ch

Begründung:

Einhergehend mit steigenden Temperaturen, der immensen Trockenheit der letzten
Jahre und einem Anstieg diverser Baumschädlinge kommt es aktuell in unseren
heimischen Wäldern zu einem Baumsterben in einem bei uns bisher nicht bekanntem

Ausmaß. Der Stadt kommt in dieser Situation die große Verantwortung zu, als
Waldeigentümer alle Möglichkeiten zu prüfen diesem Waldsterben Einhalt zu bieten
bzw. den Wald durch geeignete Maßnahmen so aufzustellen, daß dieser den zu
erwartenden Herausforderungen gewachsen ist und somit mit seinen wichtigen
Funktionen auch zukünftigen Generationen erhalten bleibt.
In dieser schwierigen Situation erscheint es absolut zielführend alle an den
Themenkomplexen "Wald/Waldbau" und "Wild/Wildtiermanagement" beteiligten
Interessenvertreter in einem Beirat zu organisieren, um damit einhergehend
entsprechende Konzepte zu erarbeiten.

Nicht zuletzt ist unser Stadtwald ein Wirtschafts- und Erholungswald, womit verbunden
auch ein hohes öffentliches Interesse an Fragen des Waldbaues besteht. Im Fokus
stehen dabei Aspekte eines nachhaltigen Waldbaus, eines gesunden und an den
Lebensraum angepassten Wildbestandes, des Naturschutzes, der
Freizeitmöglichkeiten aber auch einer ordnungsgemäßen Bewirtschaftung. Selbige
wird in periodischen Planungen (Forsteinrichtungswerk) festgelegt und unter
Berücksichtigung entsprechender Jahrespläne durchgeführt. Im Rahmen der Arbeit
des angedachten Arbeitskreis "Wald" sollen dabei entsprechende Ziele diskutiert und
zielführende Waldbewirtschaftungsmaßnahmen beraten werden. Im Sinne eines
umfassenden Bürgerbeteiligungsprozesses soll dazu Transparenz geschaffen
werden, um mittels einer offensive Kommunikation, in der Bevölkerung Verständnis für
waldbauliche Maßnahmen zu schaffen. Überdies soll die Periodische Planung in den
Gremien der Stadtverordnetenversammlung beraten werden. Zukünftig soll eine
Zwischen revision das Erreichen der Ziele der Forsteinrichtung dokumentieren und die
jährliche Planung und Abrechnung Transparenz über die Waldbewirtschaftung
herstellen.

Ne pach, de
^'.

0. .2 0

Birger St u CDO-Frakti n
Fraktionsvorsitzender

eu-Anspach

CDU - Fraktion Neu-Anspach
Vorsitzender: Birger Strutz

Am Geiersberg 4, 61267 Neu-Anspach - Tel. : 0177-7943080
Stellvertreter: Corinna Bosch. Cornelius Linden



NBF/NBL-Fraktion
Fraktionsvorsitzender: Andreas Moses

Dienstanschrifi:

Am gebackenen Stein 11
61250Usingen

Tel. :06081/587080
Fax:06081/587081

E-Mail: info@rechtsanwait-moses.de
20. August 2020

An den Vorsitzenden der
Stadtverordnetenversammlung c^i."^t Nfill-i
Herrn Holger Bellino

Konrad-Adenauer-Str. 5 ^O, ̂ "0. M20
61267 Neu-Anspach

Abtl.:

Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Hiennit bitten wir Sie höflichst, folgenden Antrag der NBF/NBL-Fraktion auf die Tagesord-
nung der nächst erreichbaren Sitzung der Stadtverordnetenversammlung zu setzen:

Der Bauhofleiter soll in einer der nächsten Sitzungen des Bauausschusses das Pflege-
konzept für die Neu-Anspacher Friedhöfe vorstellen.

Beeründuna:

Angesichts zunehmender Beschwerden über den Pflegezustand auf den Neu-Anspacher
Friedhöfen hält es die NBF/NBL-Fraktion für geboten, einmal das bestehende Pflegekonzept
für die Friedhöfe im zuständigen Ausschuss vorzustellen. In diesem Zusammenhang können
dann auch die Beschwerden und mögliche Optimienmgspotentiale diskutiert werden.

Mit bestem Dank und freundlichem Gruß

jü
Andreas Moses
Fraktionsvorsitzender



bürgerliste
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neu-anspach

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen

b-now und SPD ^ Neu-MSPach
Neu-Anspach den 12.08.2020

An den

 

U. '.
Vorsitzenden der Stadtverordnetenversammlung Neu-Anspa

Rathaus

61267 Neu-Anspach

Sehr geehrter Herr Bellino,

wir bitten folgenden Antrag der oben aufgeführten Fraktionen auf die Tagesordnung der nächstmögli-
chen Stadtverordnetenversammlung zu setzen:

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt:

1. Der neue Streetworker respektive der zuständige Fachbereich der Stadtverwaltung wird mit

der Erstellung eines zukunftsweisenden Konzeptes zur Jugendpflege, unter teilweiser Einbe-

Ziehung der bestehenden Räumlichkeiten beauftragt. DerVzF kann hierzu eigene konzeptio-

nelle Vorschläge / Angebote einbringen.

2. Der aktuelle Vertrag der Stadt mit dem VzF über das Jugendhaus (gesamtes Gebäude) wird

zum nächstmöglichen Termin gekündigt. Bei einem konzeptionell attraktiven Angebot gem. 1.

kann ein neuer Vertrag mit dem VzF in reduziertem Umfang abgeschlossen werden.

3. Das bisherige Jugendhaus-Gebäude wird in seiner Gesamtheit zu einem "Haus der sozialen

Träger" weiterentwickelt (Z. B. unter Einbeziehung von Tafel, Caritas-Laden, Cafe Hartel,

Suchtberatung und weiterer sozialer Einrichtungen).

4. Die Umsiedlung der sozialen Einrichtungen der Bahnhofstrasse 27 in das bisherige Jugend-

haus wird unter Einbeziehung der aktuellen Mieter geprüft.

Begründung:

Das bisherige Jugendhaus in Trägerschaft des VzF mit insgesamt zwei Jugendpflegem kostet die

Stadt Neu-Anspach im Jahr ca. 200. 000 Euro. Demgegenüber ist eine relativ geringe Nutzung des

Hauses durch die Zielgruppe festzustellen. Dies wird auch aus den zwei Erhebungen, die der VzF zur

Nutzung des Jugendhauses gemacht hat, deutlich. Außerdem existieren in der Stadt noch drei weitere

selbstverwaltete Jugendzentren, die im Gegensatz zum Jugendhaus nur geringfügige Kosten im



niedrigen vierstelligen Bereich verursachen. Den Jugendlichen soll auch in der "Neuen Mitte" zukünftig

die Möglichkeit gegeben werden, sich im bisherigen Jugendhaus-Gebäude unter städtischer Trager-

schaft zu treffen. Im Zuge des zu entwickelnden zukunftsweisenden Ansatzes für die Jugendarbeit sol-

len, durch die Integration weiterer sozialer Einrichtungen in das Gebäude, an einem zentral in der

Stadt gelegenen Ort Anreize für die Jugendlichen geschaffen werden, vermehrt Eigeninitiative zu er-

greifen und sozialer Verantwortung zu entwickeln.

Der zukünftige Streetworker soll eng in die Konzeptentwicklung eingebunden werden, damit sicherge-

stellt ist, dass den Bedürfnissen der Jugend auch in der Neukonzeption eine gewichtige Bedeutung

zukommt.

Außerdem hat der Haupt- und Finanzausschuss im Zuge der letzten Haushaltsberatungen beschlos-

sen, für die in der Bahnhofsstraße 27 ansässigen sozialen Einrichtungen eine neue Unterkunft zu fin-

den. Im Anschluss soll das Gebäude vermarktet werden. Durch die Ansiedlung eines Teils dieser be-

sagten sozialen Vereine im Jugendhaus kann so zum einen dieses haushaltspolitische Ziel des HFA

verwirklicht werden; zum anderen mag die Zusammenführung dieser Träger mit Trägem der Jugend-

arbeit dazu führen, dass das soziale Bewusstsein der jungen Menschen zusätzlich gestärkt wird.

Mit freundlichen Grüßen

Bernd Tc^ipätwien

b-now

r. Jürg n

SPD
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